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Erster Abschnitt. Aufgaben des Sozialgesetzbuchs und
soziale Rechte
§ 1 Aufgaben des Sozialgesetzbuchs
(1) 1Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll zur Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit
und sozialer Sicherheit Sozialleistungen einschließlich sozialer und erzieherischer Hil-
fen gestalten. 2Es soll dazu beitragen,

ein menschenwürdiges Dasein zu sichern,
gleiche Voraussetzungen für die freie Entfaltung der Persönlichkeit, insbesondere
auch für junge Menschen, zu schaffen,
die Familie zu schützen und zu fördern,
den Erwerb des Lebensunterhalts durch eine frei gewählte Tätigkeit zu ermögli-
chen und
besondere Belastungen des Lebens, auch durch Hilfe zur Selbsthilfe, abzuwenden
oder auszugleichen.

(2) Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll auch dazu beitragen, daß die zur Erfüllung der
in Absatz 1 genannten Aufgaben erforderlichen sozialen Dienste und Einrichtungen
rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen.

§ 2 Soziale Rechte
(1) 1Der Erfüllung der in § 1 genannten Aufgaben dienen die nachfolgenden sozialen
Rechte. 2Aus ihnen können Ansprüche nur insoweit geltend gemacht oder hergeleitet
werden, als deren Voraussetzungen und Inhalt durch die Vorschriften der besonderen
Teile dieses Gesetzbuchs im einzelnen bestimmt sind.
(2) Die nachfolgenden sozialen Rechte sind bei der Auslegung der Vorschriften dieses
Gesetzbuchs und bei der Ausübung von Ermessen zu beachten; dabei ist sicherzustel-
len, daß die sozialen Rechte möglichst weitgehend verwirklicht werden.

§ 3 Bildungs- und Arbeitsförderung
(1) Wer an einer Ausbildung teilnimmt, die seiner Neigung, Eignung und Leistung
entspricht, hat ein Recht auf individuelle Förderung seiner Ausbildung, wenn ihm die
hierfür erforderlichen Mittel nicht anderweitig zur Verfügung stehen.
(2) Wer am Arbeitsleben teilnimmt oder teilnehmen will, hat ein Recht auf
1. Beratung bei der Wahl des Bildungswegs und des Berufs,
2. individuelle Förderung seiner beruflichen Weiterbildung,
3. Hilfe zur Erlangung und Erhaltung eines angemessenen Arbeitsplatzes und
4. wirtschaftliche Sicherung bei Arbeitslosigkeit und bei Zahlungsunfähigkeit des Ar-

beitgebers.

§ 4 Sozialversicherung
(1) Jeder hat im Rahmen dieses Gesetzbuchs ein Recht auf Zugang zur Sozialversiche-
rung.
(2) 1Wer in der Sozialversicherung versichert ist, hat im Rahmen der gesetzlichen
Kranken-, Pflege-, Unfall- und Rentenversicherung einschließlich der Alterssicherung
der Landwirte ein Recht auf
1. die notwendigen Maßnahmen zum Schutz, zur Erhaltung, zur Besserung und zur

Wiederherstellung der Gesundheit und der Leistungsfähigkeit und
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2. wirtschaftliche Sicherung bei Krankheit, Mutterschaft, Minderung der Erwerbsfä-
higkeit und Alter.

2Ein Recht auf wirtschaftliche Sicherung haben auch die Hinterbliebenen eines Versi-
cherten.

§ 5 Soziale Entschädigung bei Gesundheitsschäden
1Wer einen Gesundheitsschaden erleidet, für dessen Folgen die staatliche Gemein-
schaft in Abgeltung eines besonderen Opfers oder aus anderen Gründen nach
versorgungsrechtlichen Grundsätzen einsteht, hat ein Recht auf
1. die notwendigen Maßnahmen zur Erhaltung, zur Besserung und zur Wiederher-

stellung der Gesundheit und der Leistungsfähigkeit und
2. angemessene wirtschaftliche Versorgung.
2Ein Recht auf angemessene wirtschaftliche Versorgung haben auch die Hinterbliebe-
nen eines Beschädigten.

§ 6 Minderung des Familienaufwands
Wer Kindern Unterhalt zu leisten hat oder leistet, hat ein Recht auf Minderung der
dadurch entstehenden wirtschaftlichen Belastungen.

§ 7 Zuschuß für eine angemessene Wohnung
Wer für eine angemessene Wohnung Aufwendungen erbringen muß, die ihm nicht zuge-
mutet werden können, hat ein Recht auf Zuschuß zur Miete oder zu vergleichbaren
Aufwendungen.

§ 8 Kinder- und Jugendhilfe
1Junge Menschen und Personensorgeberechtigte haben im Rahmen dieses Gesetz-
buchs ein Recht, Leistungen der öffentlichen Jugendhilfe in Anspruch zu nehmen. 2Sie
sollen die Entwicklung junger Menschen fördern und die Erziehung in der Familie
unterstützen und ergänzen.

§ 9 Sozialhilfe
1Wer nicht in der Lage ist, aus eigenen Kräften seinen Lebensunterhalt zu bestreiten
oder in besonderen Lebenslagen sich selbst zu helfen, und auch von anderer Seite keine
ausreichende Hilfe erhält, hat ein Recht auf persönliche und wirtschaftliche Hilfe, die
seinem besonderen Bedarf entspricht, ihn zur Selbsthilfe befähigt, die Teilnahme am
Leben in der Gemeinschaft ermöglicht und die Führung eines menschenwürdigen Le-
bens sichert. 2Hierbei müssen Leistungsberechtigte nach ihren Kräften mitwirken.

§ 10 Teilhabe behinderter Menschen
Menschen, die körperlich, geistig oder seelisch behindert sind oder denen eine solche
Behinderung droht, haben unabhängig von der Ursache der Behinderung zur Förderung
ihrer Selbstbestimmung und gleichberechtigten Teilhabe ein Recht auf Hilfe, die not-
wendig ist, um
1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, ihre Verschlimmerung zu

verhüten oder ihre Folgen zu mildern,
2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu

überwinden, zu mindern oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie den vorzei-
tigen Bezug von Sozialleistungen zu vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu
mindern,
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3. ihnen einen ihren Neigungen und Fähigkeiten entsprechenden Platz im Arbeitsle-
ben zu sichern,.

4. ihre Entwicklung zu fördern und ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und
eine möglichst selbständige und selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen
oder zu erleichtern sowie

5. Benachteiligungen auf Grund der Behinderung entgegenzuwirken.

Zweiter Abschnitt. Einweisungsvorschriften
Erster Titel. Allgemeines über Sozialleistungen und
Leistungsträger
§ 11 Leistungsarten
1Gegenstand der sozialen Rechte sind die in diesem Gesetzbuch vorgesehenen Dienst-
, Sach- und Geldleistungen (Sozialleistungen). 2Die persönliche und erzieherische Hil-
fe gehört zu den Dienstleistungen.

§ 12 Leistungsträger
1Zuständig für die Sozialleistungen sind die in den §§ 18 bis 29 genannten Körperschaf-
ten, Anstalten und Behörden (Leistungsträger). 2Die Abgrenzung ihrer Zuständigkeit
ergibt sich aus den besonderen Teilen dieses Gesetzbuchs.

§ 13 Aufklärung
Die Leistungsträger, ihre Verbände und die sonstigen in diesem Gesetzbuch genannten
öffentlich-rechtlichen Vereinigungen sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeit
die Bevölkerung über die Rechte und Pflichten nach diesem Gesetzbuch aufzuklären.

§ 14 Beratung
1Jeder hat Anspruch auf Beratung über seine Rechte und Pflichten nach diesem Ge-
setzbuch. 2Zuständig für die Beratung sind die Leistungsträger, denen gegenüber die
Rechte geltend zu machen oder die Pflichten zu erfüllen sind.

§ 15 Auskunft
(1) Die nach Landesrecht zuständigen Stellen, die Träger der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und der sozialen Pflegeversicherung sind verpflichtet, über alle sozialen
Angelegenheiten nach diesem Gesetzbuch Auskünfte zu erteilen.
(2) Die Auskunftspflicht erstreckt sich auf die Benennung der für die Sozialleistungen
zuständigen Leistungsträger sowie auf alle Sach- und Rechtsfragen, die für die Auskunft-
suchenden von Bedeutung sein können und zu deren Beantwortung die Auskunftsstel-
le imstande ist.
(3) Die Auskunftsstellen sind verpflichtet, untereinander und mit den anderen Leistungs-
trägern mit dem Ziel zusammenzuarbeiten, eine möglichst umfassende Auskunftser-
teilung durch eine Stelle sicherzustellen.
(4) Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung können über Möglichkeiten zum
Aufbau einer nach § 10a oder Abschnitt XI des Einkommensteuergesetzes geförderten
zusätzlichen Altersvorsorge Auskünfte erteilen, soweit sie dazu im Stande sind.

§ 16 Antragstellung
(1) 1Anträge auf Sozialleistungen sind beim zuständigen Leistungsträger zu stellen.
2Sie werden auch von allen anderen Leistungsträgern, von allen Gemeinden und bei
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Personen, die sich im Ausland aufhalten, auch von den amtlichen Vertretungen der
Bundesrepublik Deutschland im Ausland entgegengenommen.
(2) 1Anträge, die bei einem unzuständigen Leistungsträger, bei einer für die Sozial-
leistung nicht zuständigen Gemeinde oder bei einer amtlichen Vertretung der Bundes-
republik Deutschland im Ausland gestellt werden, sind unverzüglich an den zuständi-
gen Leistungsträger weiterzuleiten. 2Ist die Sozialleistung von einem Antrag abhängig,
gilt der Antrag als zu dem Zeitpunkt gestellt, in dem er bei einer der in Satz 1 genannten
Stellen eingegangen ist.
(3) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, daß unverzüglich klare
und sachdienliche Anträge gestellt und unvollständige Angaben ergänzt werden.

§ 17 Ausführung der Sozialleistungen
(1) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, daß
1. jeder Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistungen in zeitgemäßer Weise, um-

fassend und zügig erhält,
2. die zur Ausführung von Sozialleistungen erforderlichen sozialen Dienste und Ein-

richtungen rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen,
3. der Zugang zu den Sozialleistungen möglichst einfach gestaltet wird, insbesondere

durch Verwendung allgemein verständlicher Antragsvordrucke und
4. ihre Verwaltungs- und Dienstgebäude frei von Zugangs- und Kommunikations-

barrieren sind und Sozialleistungen in barrierefreien Räumen und Anlagen ausge-
führt werden.

(2) 1Hörbehinderte Menschen haben das Recht, bei der Ausführung von Soziallei-
stungen, insbesondere auch bei ärztlichen Untersuchungen und Behandlungen,
Gebärdensprache zu verwenden. 2Die für die Sozialleistung zuständigen Leistungs-
träger sind verpflichtet, die durch die Verwendung der Gebärdensprache und ande-
rer Kommunikationshilfen entstehenden Kosten zu tragen; § 19 Abs. 2 Satz 4 des
Zehnten Buches gilt entsprechend.
(3) 1In der Zusammenarbeit mit gemeinnützigen und freien Einrichtungen und Organi-
sationen wirken die Leistungsträger darauf hin, daß sich ihre Tätigkeit und die der
genannten Einrichtungen und Organisationen zum Wohl der Leistungsempfänger wirk-
sam ergänzen. 2Sie haben dabei deren Selbständigkeit in Zielsetzung und Durchführung
ihrer Aufgaben zu achten. 3Die Nachprüfung zweckentsprechender Verwendung bei
der Inanspruchnahme öffentlicher Mittel bleibt unberührt. 4Im übrigen ergibt sich ihr
Verhältnis zueinander aus den besonderen Teilen dieses Gesetzbuchs; § 97 Abs. 1 Satz
1 bis 4 und Abs. 2 des Zehnten Buches findet keine Anwendung.

Zweiter Titel. Einzelne Sozialleistungen und zuständige
Leistungsträger
§ 18 Leistungen der Ausbildungsförderung
(1) Nach dem Recht der Ausbildungsförderung können Zuschüsse und Darlehen für
den Lebensunterhalt und die Ausbildung in Anspruch genommen werden.
(2) Zuständig sind die Ämter und die Landesämter für Ausbildungsförderung nach
Maßgabe der §§ 39, 40, 40a und 45 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes.
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§ 19 Leistungen der Arbeitsförderung
(1) Nach dem Recht der Arbeitsförderung können in Anspruch genommen werden:
1. Berufsberatung und Arbeitsmarktberatung,
2. Ausbildungsvermittlung und Arbeitsvermittlung,
3. Leistungen zur

a) Vermittlungsunterstützung,
b) (aufgehoben)
c) Förderung der Aufnahme einer Beschäftigung und einer selbständigen Tätig-

keit,
d) Förderung der Berufsausbildung und der beruflichen Weiterbildung,
e) Förderung der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben,
f) Eingliederung von Arbeitnehmern,
g) Förderung der Teilnahme an Transfermaßnahmen und Arbeitsbeschaffungs-

maßnahmen,
4. Wintergeld in Betrieben des Baugewerbes und in Betrieben solcher Wirtschafts-

zweige, die von saisonbedingtem Arbeitsausfall betroffen sind,
6. als Entgeltersatzleistungen Arbeitslosengeld, Teilarbeitslosengeld, Übergangsgeld,

Kurzarbeitergeld und Insolvenzgeld.
(2) Zuständig sind die Agenturen für Arbeit und die sonstigen Dienststellen der Bundes-
agentur für Arbeit.

§ 19a Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende
(1) Nach dem Recht der Grundsicherung für Arbeitsuchende können in Anspruch
genommen werden
1. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit,
2. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts.
(2) 2Zuständig sind die Agenturen für Arbeit und die sonstigen Dienststellen der Bundes-
agentur für Arbeit, sowie die kreisfreien Städte und Kreise, soweit durch Landesrecht
nicht andere Träger bestimmt sind. 2In den Fällen des § 6a des Zweiten Buches ist
abweichend von Satz 1 der zugelassene kommunale Träger zuständig.

§ 19b Leistungen bei gleitendem Übergang älterer Arbeitnehmer in den
Ruhestand
(1) Nach dem Recht der Förderung eines gleitenden Übergangs älterer Arbeitnehmer in
den Ruhestand können in Anspruch genommen werden:
1. Erstattung der Beiträge zur Höherversicherung in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung und der nicht auf das Arbeitsentgelt entfallenden Beiträge zur gesetzlichen
Rentenversicherung für ältere Arbeitnehmer, die ihre Arbeitszeit verkürzt haben.

2. Erstattung der Aufstockungsbeträge zum Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit.
(2) Zuständig sind die Agenturen für Arbeit und die sonstigen Dienststellen der Bundes-
agentur für Arbeit.

§ 20 (weggefallen)

§ 21 Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung
(1) Nach dem Recht der gesetzlichen Krankenversicherung können in Anspruch ge-
nommen werden:



8

1. Leistungen zur Förderung der Gesundheit, zur Verhütung und zur Früherkennung
von Krankheiten,

2. bei Krankheit Krankenbehandlung, insbesondere
a) ärztliche und zahnärztliche Behandlung,
b) Versorgung mit Arznei, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln,
c) häusliche Krankenpflege und Haushaltshilfe,
d) Krankenhausbehandlung,
e) medizinische und ergänzende Leistungen zur Rehabilitation,
f) Betriebshilfe für Landwirte,
g) Krankengeld,

3. bei Schwangerschaft und Mutterschaft ärztliche Betreuung, Hebammenhilfe, stati-
onäre Entbindung, häusliche Pflege, Haushaltshilfe, Betriebshilfe für Landwirte,
Mutterschaftsgeld,

4. Hilfe zur Familienplanung und Leistungen bei durch Krankheit erforderlicher Ste-
rilisation und bei nicht rechtswidrigem Schwangerschaftsabbruch.

(2) Zuständig sind die Orts-, Betriebs- und Innungskrankenkassen, die landwirtschaft-
lichen Krankenkassen, die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und
die Ersatzkassen.

§ 21a Leistungen der sozialen Pflegeversicherung
(1)  Nach dem Recht der sozialen Pflegeversicherung können in Anspruch genommen
werden:
1. Leistungen bei häuslicher Pflege:

a) Pflegesachleistung,
b) Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilfen,
c) häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson,
d) Pflegehilfsmittel und technische Hilfen,

2. teilstationäre Pflege und Kurzzeitpflege,
3. Leistungen für Pflegepersonen, insbesondere

a) soziale Sicherung und
b) Pflegekurse,

4. vollstationäre Pflege.
(2) Zuständig sind die bei den Krankenkassen errichteten Pflegekassen.

§ 21b Leistungen bei Schwangerschaftsabbrüchen
(1) Nach dem Fünften Abschnitt des Schwangerschaftskonfliktgesetzes können bei
einem nicht rechtswidrigen oder unter den Voraussetzungen des § 218a Abs. 1 des
Strafgesetzbuches vorgenommenen Abbruch einer Schwangerschaft Leistungen in An-
spruch genommen werden.
(2) Zuständig sind die Orts-, Betriebs- und Innungskrankenkassen, die landwirtschaft-
liche Krankenkasse, die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und die
Ersatzkassen.

§ 22 Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung
(1) Nach dem Recht der gesetzlichen Unfallversicherung können in Anspruch genom-
men werden:
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1. Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren und zur Ersten Hilfe sowie Maßnahmen zur Früh-
erkennung von Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren,

2. Heilbehandlung, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und andere Leistungen
zur Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit sowie zur
Erleichterung der Verletzungsfolgen einschließlich wirtschaftlicher Hilfen,

3. Renten wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit,
4. Renten an Hinterbliebene, Sterbegeld und Beihilfen,
5. Rentenabfindungen,
6. Haushaltshilfe,
7. Betriebshilfe für Landwirte.
(2) Zuständig sind die gewerblichen und die landwirtschaftlichen Berufsgenossen-
schaften, die Gemeindeunfallversicherungsverbände, die Feuerwehr-Unfallkassen, die
Eisenbahn-Unfallkasse, die Unfallkasse Post und Telekom, die Unfallkassen der Län-
der und Gemeinden, die gemeinsamen Unfallkassen für den Landes- und kommunalen
Bereich und die Unfallkasse des Bundes.

§ 23 Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung einschließlich der
Alterssicherung der Landwirte
(1) Nach dem Recht der gesetzlichen Rentenversicherung einschließlich der Alters-
sicherung der Landwirte können in Anspruch genommen werden:
1. in der gesetzlichen Rentenversicherung:

a) Heilbehandlung, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und andere Leistun-
gen zur Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit ein-
schließlich wirtschaftlicher Hilfen,

b) Renten wegen Alters, Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und
Knappschaftsausgleichsleistung,

c) Renten wegen Todes,
d) Witwen- und Witwerrentenabfindungen sowie Beitragserstattungen,
e) Zuschüsse zu den Aufwendungen für die Krankenversicherung,
f) Leistungen für Kindererziehung,

2.  in der Alterssicherung der Landwirte:
a) Heilbehandlung und andere Leistungen zur Erhaltung, Besserung und Wieder-

herstellung der Erwerbsfähigkeit einschließlich Betriebs- oder Haushaltshilfe,
b) Renten wegen Erwerbsminderung und Alters,
c) Renten wegen Todes,
d) Beitragszuschüsse,
e) Betriebs- und Haushaltshilfe oder sonstige Leistungen zur Aufrechterhaltung

des Unternehmens der Landwirtschaft.
(2) Zuständig sind
1. in der allgemeinen Rentenversicherung die Regionalträger, die Deutsche Renten-

versicherung Bund und die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See,
2. in der knappschaftlichen Rentenversicherung die Deutsche Rentenversicherung

Knappschaft-Bahn-See,
3. in der Alterssicherung der Landwirte die landwirtschaftlichen Alterskassen.
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§ 24 Versorgungsleistungen bei Gesundheitsschäden
(1) Nach dem Recht der sozialen Entschädigung bei Gesundheitsschäden können in
Anspruch genommen werden:
1. Heil- und Krankenbehandlung sowie andere Leistungen zur Erhaltung, Besserung

und Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit einschließlich wirtschaftlicher Hil-
fen,

2. besondere Hilfen im Einzelfall einschließlich Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben,

3. Renten wegen anerkannten Schädigungsfolgen,
4. Renten an Hinterbliebene, Bestattungsgeld und Sterbegeld,
5. Kapitalabfindung, insbesondere zur Wohnraumbeschaffung.
(2) 1Zuständig sind die Versorgungsämter, die Landesversorgungsämter und die ortho-
pädischen Versorgungsstellen, für die besonderen Hilfen im Einzelfall die Kreise und
kreisfreien Städte sowie die Hauptfürsorgestellen. 2Bei der Durchführung der Heil-
und Krankenbehandlung wirken die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung mit.

§ 25 Kindergeld, Kinderzuschlag, Leistungen für Bildung und Teilhabe,
Erziehungsgeld und Elterngeld
(1) 1Nach dem Bundeskindergeldgesetz kann nur dann Kindergeld in Anspruch genom-
men werden, wenn nicht der Familienleistungsausgleich nach § 31 des Einkommen-
steuergesetzes zur Anwendung kommt. 2Nach dem Bundeskindergeldgesetz können
auch der Kinderzuschlag und Leistungen für Bildung und Teilhabe in Anspruch genom-
men werden.
(2) 1Nach dem Recht des Erziehungsgelds kann grundsätzlich für jedes Kind Erzie-
hungsgeld in Anspruch genommen werden. 2Anspruch auf Elterngeld besteht nach dem
Recht des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes.
(3) Für die Ausführung des Absatzes 1 sind die nach § 7 des Bundeskindergeldgesetzes
bestimmten Stellen, für die Ausführung des Absatzes 2 Satz 1 die nach § 10 des
Bundeserziehungsgeldgesetzes bestimmten Stellen und für die Ausführung des Absat-
zes 2 Satz 2 die nach § 12 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes bestimmten
Stellen zuständig.

§ 26 Wohngeld
(1) Nach dem Wohngeldrecht kann als Zuschuß zur Miete oder als Zuschuß zu den
Aufwendungen für den eigengenutzten Wohnraum Wohngeld in Anspruch genommen
werden.
(2) Zuständig sind die durch Landesrecht bestimmten Behörden.

§ 27 Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe
(1) Nach dem Recht der Kinder- und Jugendhilfe können in Anspruch genommen
werden:
1. Angebote der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Jugend-

schutzes,
2. Angebote zur Förderung der Erziehung in der Familie,
3. Angebote zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege,
4. Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Ju-

gendliche sowie Hilfe für junge Volljährige.
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(2) Zuständig sind die Kreise und die kreisfreien Städte, nach Maßgabe des Landes-
rechts auch kreisangehörige Gemeinden; sie arbeiten mit der freien Jugendhilfe zusam-
men.

§ 28 Leistungen der Sozialhilfe
(1) Nach dem Recht der Sozialhilfe können in Anspruch genommen werden:
1. Hilfe zum Lebensunterhalt,
1a. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung,
2. Hilfen zur Gesundheit,
3. Eingliederungshilfe für behinderte Menschen,
4. Hilfe zur Pflege,
5. Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten,
6. Hilfe in anderen Lebenslagen sowie die jeweils gebotene Beratung und Unterstüt-

zung.
(2) Zuständig sind die Kreise und kreisfreien Städte, die überörtlichen Träger der
Sozialhilfe und für besondere Aufgaben die Gesundheitsämter; sie arbeiten mit den
Trägern der freien Wohlfahrtspflege zusammen.

§ 28a (weggefallen)

§ 29 Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
(1) Nach dem Recht der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen können in
Anspruch genommen werden
1. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, insbesondere

a) Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder,
b) ärztliche und zahnärztliche Behandlung,
c) Arznei- und Verbandmittel sowie Heilmittel einschließlich physikalischer

Sprach- und Beschäftigungstherapie,
d) Körperersatzstücke, orthopädische und andere Hilfsmittel,
e) Belastungserprobung und Arbeitstherapie,

2. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, insbesondere
a) Hilfen zum Erhalten oder Erlangen eines Arbeitsplatzes,
b) Berufsvorbereitung, berufliche Anpassung, Ausbildung und Weiterbildung,
c) sonstige Hilfen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben.

3. Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, insbesondere Hilfen
a) zur Entwicklung der geistigen und körperlichen Fähigkeiten vor Beginn der

Schulpflicht,
b) zur angemessenen Schulbildung,
c) zur heilpädagogischen Förderung,
d) zum Erwerb praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten,
e) zur Ausübung einer angemessenen Tätigkeit, soweit Leistungen zur Teilhabe

am Arbeitsleben nicht möglich sind,
f) zur Förderung der Verständigung mit der Umwelt,
g) zur Freizeitgestaltung und sonstigen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben,

4. unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen, insbesondere
a) Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld, Übergangsgeld, Aus-

bildungsgeld oder Unterhaltsbeihilfe
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b) Beiträge zur gesetzlichen Kranken-, Unfall-, Renten- und Pflegeversicherung
sowie zur Bundesagentur für Arbeit,

c) Reisekosten,
d) Haushalts- oder Betriebshilfe und Kinderbetreuungskosten,
e) Rehabilitationssport und Funktionstraining,

5. besondere Leistungen und sonstige Hilfen zur Teilhabe schwerbehinderter Men-
schen am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am Arbeitsleben.

(2) Zuständig sind die in den §§ 19 bis 24, 27 und 28 genannten Leistungsträger und
die Integrationsämter.

Dritter Abschnitt. Gemeinsame Vorschriften für alle
Sozialleistungsbereiche dieses Gesetzbuchs
Erster Titel. Allgemeine Grundsätze
§ 30 Geltungsbereich
(1) Die Vorschriften dieses Gesetzbuchs gelten für alle Personen, die ihren Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt in seinem Geltungsbereich haben.
(2) Regelungen des über- und zwischenstaatlichen Rechts bleiben unberührt.
(3) 1Einen Wohnsitz hat jemand dort, wo er eine Wohnung unter Umständen innehat,
die darauf schließen lassen, daß er die Wohnung beibehalten und benutzen wird. 2Den
gewöhnlichen Aufenthalt hat jemand dort, wo er sich unter Umständen aufhält, die
erkennen lassen, daß er an diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur vorübergehend
verweilt.

§ 31 Vorbehalt des Gesetzes
Rechte und Pflichten in den Sozialleistungsbereichen dieses Gesetzbuchs dürfen nur
begründet, festgestellt, geändert oder aufgehoben werden, soweit ein Gesetz es vor-
schreibt oder zuläßt.

§ 32 Verbot nachteiliger Vereinbarungen
Privatrechtliche Vereinbarungen, die zum Nachteil des Sozialleistungsberechtigten von
Vorschriften dieses Gesetzbuchs abweichen, sind nichtig.

§ 33 Ausgestaltung von Rechten und Pflichten
1Ist der Inhalt von Rechten oder Pflichten nach Art oder Umfang nicht im einzelnen
bestimmt, sind bei ihrer Ausgestaltung die persönlichen Verhältnisse des Berechtigten
oder Verpflichteten, sein Bedarf und seine Leistungsfähigkeit sowie die örtlichen Ver-
hältnisse zu berücksichtigen, soweit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. 2Dabei
soll den Wünschen des Berechtigten oder Verpflichteten entsprochen werden, soweit
sie angemessen sind.

§ 33a Altersabhängige Rechte und Pflichten
(1) Sind Rechte oder Pflichten davon abhängig, daß eine bestimmte Altersgrenze er-
reicht oder nicht überschritten ist, ist das Geburtsdatum maßgebend, das sich aus der
ersten Angabe des Berechtigten oder Verpflichteten oder seiner Angehörigen gegenüber
einem Sozialleistungsträger oder, soweit es sich um eine Angabe im Rahmen des Drit-
ten oder Sechsten Abschnitts des Vierten Buches handelt, gegenüber dem Arbeitgeber
ergibt.
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(2) Von einem nach Absatz 1 maßgebenden Geburtsdatum darf nur abgewichen wer-
den, wenn der zuständige Leistungsträger feststellt, daß
1. ein Schreibfehler vorliegt oder
2. sich aus einer Urkunde, deren Original vor dem Zeitpunkt der Angabe nach Absatz

1 ausgestellt worden ist, ein anderes Geburtsdatum ergibt.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Geburtsdaten, die Bestandteil der Versicherungs-
nummer oder eines anderen in den Sozialleistungsbereichen dieses Gesetzbuchs ver-
wendeten Kennzeichens sind, entsprechend.

§ 33b Lebenspartnerschaften
Lebenspartnerschaften im Sinne dieses Gesetzbuches sind Lebenspartnerschaften nach
dem Lebenspartnerschaftsgesetz.

§ 33c Benachteiligungsverbot
1Bei der Inanspruchnahme sozialer Rechte darf niemand aus Gründen der Rasse, we-
gen der ethnischen Herkunft oder einer Behinderung benachteiligt werden. 2Ansprüche
können nur insoweit geltend gemacht oder hergeleitet werden, als deren Voraussetzun-
gen und Inhalt durch die Vorschriften der besonderen Teile dieses Gesetzbuchs im
Einzelnen bestimmt sind.

§ 34 Begrenzung von Rechten und Pflichten
(1) Soweit Rechte und Pflichten nach diesem Gesetzbuch ein familienrechtliches Rechts-
verhältnis voraussetzen, reicht ein Rechtsverhältnis, das gemäß Internationalem Pri-
vatrecht dem Recht eines anderen Staats unterliegt und nach diesem Recht besteht, nur
aus, wenn es dem Rechtsverhältnis im Geltungsbereich dieses Gesetzbuchs entspricht.
(2) Ansprüche mehrerer Ehegatten auf Witwenrente oder Witwerrente werden anteilig
und endgültig aufgeteilt.

§ 35 Sozialgeheimnis
(1) 1Jeder hat Anspruch darauf, daß die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Abs. 1
Zehntes Buch) von den Leistungsträgern nicht unbefugt erhoben, verarbeitet oder
genutzt werden (Sozialgeheimnis). 2Die Wahrung des Sozialgeheimnisses umfaßt die
Verpflichtung, auch innerhalb des Leistungsträgers sicherzustellen, daß die Sozialdaten
nur Befugten zugänglich sind oder nur an diese weitergegeben werden. 3Sozialdaten der
Beschäftigten und ihrer Angehörigen dürfen Personen, die Personalentscheidungen
treffen oder daran mitwirken können, weder zugänglich sein noch von Zugriffs-
berechtigten weitergegeben werden. 4Der Anspruch richtet sich auch gegen die Verbän-
de der Leistungsträger, die Arbeitsgemeinschaften der Leistungsträger und ihrer Ver-
bände, die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung, die Zentrale Speicherstelle
bei der Datenstelle der Träger der Deutschen Rentenversicherung, soweit sie Aufgaben
nach § 99 des Vierten Buches, und die Registratur Fachverfahren bei der Informations-
technischen Servicestelle der Gesetzlichen Krankenversicherung, soweit sie Aufgaben
nach § 100 des Vierten Buches wahrnimmt, die in diesem Gesetzbuch genannten öf-
fentlich-rechtlichen Vereinigungen, gemeinsame Servicestellen, Integrationsfachdienste,
die Künstlersozialkasse, die Deutsche Post AG, soweit sie mit der Berechnung oder
Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, die Behörden der Zollverwaltung, soweit
sie Aufgaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 66 des Zehnten
Buches durchführen, die Versicherungsämter und Gemeindebehörden, sowie die aner-
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kannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Abs. 2 des Adoptionsvermittlungsgesetzes),
soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch wahrnehmen und die Stellen, die Aufga-
ben nach § 67 c Abs. 3 des Zehnten Buches wahrnehmen. 5Die Beschäftigten haben
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit bei den genannten Stellen das Sozialgeheimnis zu
wahren.
(2) Eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten ist nur unter den Vor-
aussetzungen des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches zulässig.
(3) Soweit eine Übermittlung nicht zulässig ist, besteht keine Auskunftspflicht, keine
Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von Schriftstücken,
nicht automatisierten Dateien und automatisiert erhobenen, verarbeiteten oder genutz-
ten Sozialdaten.
(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich.
(5) 1Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten
Buches verarbeitet oder genutzt werden. 2Sie dürfen außerdem verarbeitet oder genutzt
werden, wenn schutzwürdige Interessen des Verstorbenen oder seiner Angehörigen
dadurch nicht beeinträchtigt werden können.

§ 36 Handlungsfähigkeit
(1) 1Wer das fünfzehnte Lebensjahr vollendet hat, kann Anträge auf Sozialleistungen
stellen und verfolgen sowie Sozialleistungen entgegennehmen. 2Der Leistungsträger
soll den gesetzlichen Vertreter über die Antragstellung und die erbrachten Soziallei-
stungen unterrichten.
(2) 1Die Handlungsfähigkeit nach Absatz 1 Satz 1 kann vom gesetzlichen Vertreter
durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Leistungsträger eingeschränkt werden.
2Die Rücknahme von Anträgen, der Verzicht auf Sozialleistungen und die Entgegennah-
me von Darlehen bedürfen der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters.

§ 36a Elektronische Kommunikation
(1) Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist zulässig, soweit der Empfänger
hierfür einen Zugang eröffnet.
(2) 1Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht durch
Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt
werden. 2In diesem Fall ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elek-
tronischen Signatur nach dem Signaturgesetz zu versehen. 3Die Signierung mit einem
Pseudonym, das die Identifizierung der Person des Signaturschlüsselinhabers nicht
ermöglicht, ist nicht zulässig.
(3) 1Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur Bearbeitung
nicht geeignet, teilt sie dies dem Absender unter Angabe der für sie geltenden techni-
schen Rahmenbedingungen unverzüglich mit. 2Macht ein Empfänger geltend, er könne
das von der Behörde übermittelte elektronische Dokument nicht bearbeiten, übermit-
telt sie es ihm erneut in einem geeigneten elektronischen Format oder als Schriftstück.
(4) 1Die Träger der Sozialversicherung einschließlich der Bundesagentur für Arbeit,
ihre Verbände und Arbeitsgemeinschaften verwenden unter Beachtung der Grundsätze
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im jeweiligen Sozialleistungsbereich
Zertifizierungsdienste nach dem Signaturgesetz, die eine gemeinsame und bundes-
einheitliche Kommunikation und Übermittlung der Daten und die Überprüfbarkeit der
qualifizierten elektronischen Signatur auf Dauer sicherstellen. 2Diese Träger sollen
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über ihren jeweiligen Bereich hinaus Zertifizierungsdienste im Sinne des Satzes 1
verwenden. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Leistungserbringer nach
dem Fünften und dem Elften Buch und die von ihnen gebildeten Organisationen.

§ 37 Vorbehalt abweichender Regelungen
1Das Erste und Zehnte Buch gelten für alle Sozialleistungsbereiche dieses Gesetz-
buchs, soweit sich aus den übrigen Büchern nichts Abweichendes ergibt; § 68 bleibt
unberührt. 2Der Vorbehalt gilt nicht für die §§ 1 bis 17 und 31 bis 36. 3Das Zweite
Kapitel des Zehnten Buches geht dessen Erstem Kapitel vor, soweit sich die
Ermittlung des Sachverhaltes auf Sozialdaten erstreckt.

Zweiter Titel. Grundsätze des Leistungsrechts
§ 38 Rechtsanspruch
Auf Sozialleistungen besteht ein Anspruch, soweit nicht nach den besonderen Teilen
dieses Gesetzbuchs die Leistungsträger ermächtigt sind, bei der Entscheidung über die
Leistung nach ihrem Ermessen zu handeln.

§ 39 Ermessensleistungen
(1) 1Sind die Leistungsträger ermächtigt, bei der Entscheidung über Sozialleistungen
nach ihrem Ermessen zu handeln, haben sie ihr Ermessen entsprechend dem Zweck der
Ermächtigung auszuüben und die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten.
2Auf pflichtgemäße Ausübung des Ermessens besteht ein Anspruch.
(2) Für Ermessensleistungen gelten die Vorschriften über Sozialleistungen, auf die ein
Anspruch besteht, entsprechend, soweit sich aus den Vorschriften dieses Gesetzbuchs
nichts Abweichendes ergibt.

§ 40 Entstehen der Ansprüche
(1) Ansprüche auf Sozialleistungen entstehen, sobald ihre im Gesetz oder auf Grund
eines Gesetzes bestimmten Voraussetzungen vorliegen.
(2) Bei Ermessensleistungen ist der Zeitpunkt maßgebend, in dem die Entscheidung
über die Leistung bekanntgegeben wird, es sei denn, daß in der Entscheidung ein ande-
rer Zeitpunkt bestimmt ist.

§ 41 Fälligkeit
Soweit die besonderen Teile dieses Gesetzbuchs keine Regelung enthalten, werden
Ansprüche auf Sozialleistungen mit ihrem Entstehen fällig.

§ 42 Vorschüsse
(1) 1Besteht ein Anspruch auf Geldleistungen dem Grunde nach und ist zur Feststel-
lung seiner Höhe voraussichtlich längere Zeit erforderlich, kann der zuständige Leistungs-
träger Vorschüsse zahlen, deren Höhe er nach pflichtgemäßen Ermessen bestimmt. 2Er
hat Vorschüsse nach Satz 1 zu zahlen, wenn der Berechtigte es beantragt; die
Vorschußzahlung beginnt spätestens nach Ablauf eines Kalendermonats nach Eingang
des Antrags.
(2) 1Die Vorschüsse sind auf die zustehende Leistung anzurechnen. 2Soweit sie diese
übersteigen, sind sie vom Empfänger zu erstatten. 3§ 50 Abs. 4 des Zehnten Buches gilt
entsprechend.
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(3) Für die Stundung, Niederschlagung und den Erlaß des Erstattungsanspruchs gilt §
76 Abs. 2 des Vierten Buches entsprechend.

§ 43 Vorläufige Leistungen
(1) 1Besteht ein Anspruch auf Sozialleistungen und ist zwischen mehreren Leistungs-
trägern streitig, wer zur Leistung verpflichtet ist, kann der unter ihnen zuerst angegan-
gene Leistungsträger vorläufig Leistungen erbringen, deren Umfang er nach pflichtge-
mäßen Ermessen bestimmt. 2Er hat Leistungen nach Satz 1 zu erbringen, wenn der
Berechtigte es beantragt; die vorläufigen Leistungen beginnen spätestens nach Ablauf
eines Kalendermonats nach Eingang des Antrags.
(2) Für die Leistungen nach Absatz 1 gilt § 42 Abs. 2 und 3 entsprechend. Ein Erstattungs-
anspruch gegen den Empfänger steht nur dem zur Leistung verpflichteten Leistungs-
träger zu.

§ 44 Verzinsung
(1) Ansprüche auf Geldleistungen sind nach Ablauf eines Kalendermonats nach dem
Eintritt ihrer Fälligkeit bis zum Ablauf des Kalendermonats vor der Zahlung mit vier
vom Hundert zu verzinsen.
(2) Die Verzinsung beginnt frühestens nach Ablauf von sechs Kalendermonaten nach
Eingang des vollständigen Leistungsantrags beim zuständigen Leistungsträger, beim
Fehlen eines Antrags nach Ablauf eines Kalendermonats nach der Bekanntgabe der
Entscheidung über die Leistung.
(3) 2Verzinst werden volle Euro-Beträge. 2Dabei ist der Kalendermonat mit dreißig
Tagen zugrunde zu legen.

§ 45 Verjährung
(1) Ansprüche auf Sozialleistungen verjähren in vier Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahrs, in dem sie entstanden sind.
(2) Für die Hemmung, die Ablaufhemmung, den Neubeginn und die Wirkung der Ver-
jährung gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs sinngemäß.
(3) 1Die Verjährung wird auch durch schriftlichen Antrag auf die Sozialleistung oder
durch Erhebung eines Widerspruchs gehemmt. 2Die Hemmung endet sechs Monate
nach Bekanntgabe der Entscheidung über den Antrag oder den Widerspruch.

§ 46 Verzicht
(1) Auf Ansprüche auf Sozialleistungen kann durch schriftliche Erklärung gegenüber
dem Leistungsträger verzichtet werden; der Verzicht kann jederzeit mit Wirkung für
die Zukunft widerrufen werden.
(2) Der Verzicht ist unwirksam, soweit durch ihn andere Personen oder Leistungsträ-
ger belastet oder Rechtsvorschriften umgangen werden.

§ 47 Auszahlung von Geldleistungen
Soweit die besonderen Teile dieses Gesetzbuchs keine Regelung enthalten, sollen Geld-
leistungen kostenfrei auf ein Konto des Empfängers bei einem Geldinstitut überwiesen
oder, wenn der Empfänger es verlangt, kostenfrei an seinen Wohnsitz übermittelt
werden.
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§ 48 Auszahlung bei Verletzung der Unterhaltspflicht
(1) 1Laufende Geldleistungen, die der Sicherung des Lebensunterhalts zu dienen be-
stimmt sind, können in angemessener Höhe an den Ehegatten oder die Kinder des
Leistungsberechtigten ausgezahlt werden, wenn er ihnen gegenüber seiner gesetzlichen
Unterhaltspflicht nicht nachkommt. 2Kindergeld, Kinderzuschläge und vergleichbare
Rentenbestandteile (Geldleistungen für Kinder) können an Kinder, die bei der Festset-
zung der Geldleistungen berücksichtigt werden, bis zur Höhe des Betrages, der sich bei
entsprechender Anwendung des § 54 Abs. 5 Satz 2 ergibt, ausgezahlt werden. 3Für das
Kindergeld gilt dies auch dann, wenn der Kindergeldberechtigte mangels Leistungsfä-
higkeit nicht unterhaltspflichtig ist oder nur Unterhalt in Höhe eines Betrages zu
leisten braucht, der geringer ist als das für die Auszahlung in Betracht kommende
Kindergeld. 4Die Auszahlung kann auch an die Person oder Stelle erfolgen, die dem
Ehegatten oder den Kindern Unterhalt gewährt.
(2) Absatz 1 Satz 1, 2 und 4 gilt entsprechend, wenn unter Berücksichtigung von
Kindern, denen gegenüber der Leistungsberechtigte nicht kraft Gesetzes unterhalts-
pflichtig ist, Geldleistungen erbracht werden und der Leistungsberechtigte diese Kin-
der nicht unterhält.

§ 49 Auszahlung bei Unterbringung
(1) Ist ein Leistungsberechtigter auf Grund richterlicher Anordnung länger als einen
Kalendermonat in einer Anstalt oder Einrichtung untergebracht, sind laufende Geld-
leistungen, die der Sicherung des Lebensunterhalts zu dienen bestimmt sind, an die
Unterhaltsberechtigten auszuzahlen, soweit der Leistungsberechtigte kraft Gesetzes
unterhaltspflichtig ist und er oder die Unterhaltsberechtigten es beantragen.
(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn für Kinder, denen gegenüber der Leistungs-
berechtigte nicht kraft Gesetzes unterhaltspflichtig ist, Geldleistungen erbracht wer-
den.
(3) § 48 Abs. 1 Satz 4 bleibt unberührt.

§ 50 Überleitung bei Unterbringung
(1) Ist der Leistungsberechtigte untergebracht (§ 49 Abs. 1), kann die Stelle, der die
Kosten der Unterbringung zur Last fallen, seine Ansprüche auf laufende Geldleistungen,
die der Sicherung des Lebensunterhalts zu dienen bestimmt sind, durch schriftliche
Anzeige an den zuständigen Leistungsträger auf sich überleiten.
(2) Die Anzeige bewirkt den Anspruchsübergang nur insoweit, als die Leistung nicht an
Unterhaltsberechtigte oder die in § 49 Abs. 2 genannten Kinder zu zahlen ist, der
Leistungsberechtigte die Kosten der Unterbringung zu erstatten hat und die Leistung
auf den für die Erstattung maßgebenden Zeitraum entfällt.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn für ein Kind (§ 56 Abs. 1 Satz 1 Nr.
2, Abs. 2), das untergebracht ist (§ 49 Abs. 1), ein Anspruch auf eine laufende Geld-
leistung besteht.

§ 51 Aufrechnung
(1) Gegen Ansprüche auf Geldleistungen kann der zuständige Leistungsträger mit
Ansprüchen gegen den Berechtigten aufrechnen, soweit die Ansprüche auf Geld-
leistungen nach § 54 Abs. 2 und 4 pfändbar sind.
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(2) Mit Ansprüchen auf Erstattung zu Unrecht erbrachter Sozialleistungen und mit
Beitragsansprüchen nach diesem Gesetzbuch kann der zuständige Leistungsträger ge-
gen Ansprüche auf laufende Geldleistungen bis zu deren Hälfte aufrechnen, wenn der
Leistungsberechtigte nicht nachweist, dass er dadurch hilfebedürftig im Sinne der Vor-
schriften des Zwölften Buches über die Hilfe zum Lebensunterhalt oder der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch wird.

§ 52 Verrechnung
Der für eine Geldleistung zuständige Leistungsträger kann mit Ermächtigung eines
anderen Leistungsträgers dessen Ansprüche gegen den Berechtigten mit der ihm oblie-
genden Geldleistung verrechnen, soweit nach § 51 die Aufrechnung zulässig ist.

§ 53 Übertragung und Verpfändung
(1) Ansprüche auf Dienst- und Sachleistungen können weder übertragen noch verpfän-
det werden.
(2) Ansprüche auf Geldleistungen können übertragen und verpfändet werden
1. zur Erfüllung oder zur Sicherung von Ansprüchen auf Rückzahlung von Darlehen

und auf Erstattung von Aufwendungen, die im Vorgriff auf fällig gewordene Sozial-
leistungen zu einer angemessenen Lebensführung gegeben oder gemacht worden
sind oder,

2. wenn der zuständige Leistungsträger feststellt, daß die Übertragung oder Verpfän-
dung im wohlverstandenen Interesse des Berechtigten liegt.

(3) Ansprüche auf laufende Geldleistungen, die der Sicherung des Lebensunterhalts zu
dienen bestimmt sind, können in anderen Fällen übertragen und verpfändet werden,
soweit sie den für Arbeitseinkommen geltenden unpfändbaren Betrag übersteigen.
(4) Der Leistungsträger ist zur Auszahlung an den neuen Gläubiger nicht vor Ablauf
des Monats verpflichtet, der dem Monat folgt, in dem er von der Übertragung oder
Verpfändung Kenntnis erlangt hat.
(5) Eine Übertragung oder Verpfändung von Ansprüchen auf Geldleistungen steht
einer Aufrechnung oder Verrechnung auch dann nicht entgegen, wenn der Leistungsträ-
ger beim Erwerb des Anspruchs von der Übertragung oder Verpfändung Kenntnis
hatte.
(6) 1Soweit bei einer Übertragung oder Verpfändung Geldleistungen zu Unrecht er-
bracht worden sind, sind sowohl der Leistungsberechtigte als auch der neue Gläubiger
als Gesamtschuldner dem Leistungsträger zur Erstattung des entsprechenden Be-
trages verpflichtet. 2Der Leistungsträger hat den Erstattungsanspruch durch
Verwaltungsakt geltend zu machen.

§ 54 Pfändung
(1) Ansprüche auf Dienst- und Sachleistungen können nicht gepfändet werden.
(2) Ansprüche auf einmalige Geldleistungen können nur gepfändet werden, soweit
nach den Umständen des Falles, insbesondere nach den Einkommens- und Vermögens-
verhältnissen des Leistungsberechtigten, der Art des beizutreibenden Anspruchs so-
wie der Höhe und der Zweckbestimmung der Geldleistung, die Pfändung der Billigkeit
entspricht.
(3) Unpfändbar sind Ansprüche auf
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1. Erziehungsgeld und vergleichbare Leistungen der Länder sowie Elterngeld bis zur
Höhe der nach § 10 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes anrechnungs-
freien Beträge,

2. Mutterschaftsgeld nach § 13 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes, soweit das
Mutterschaftsgeld nicht aus einer Teilzeitbeschäftigung während der Elternzeit
herrührt, bis zur Höhe des Erziehungsgeldes nach § 5 Abs. 1 des Bundeserziehungs-
geldgesetzes oder des Elterngeldes nach § 2 des Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetzes, soweit es die anrechnungsfreien Beträge nach § 10 des Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetzes nicht übersteigt,

2a. Wohngeld, soweit nicht die Pfändung wegen Ansprüchen erfolgt, die Gegenstand
der §§ 9 und 10 des Wohngeldgesetzes sind,

3. Geldleistungen, die dafür bestimmt sind, den durch einen Körper- oder Gesundheits-
schaden bedingten Mehraufwand auszugleichen.

(4) Im übrigen können Ansprüche auf laufende Geldleistungen wie Arbeitseinkommen
gepfändet werden.
(5) 1Ein Anspruch des Leistungsberechtigten auf Geldleistungen für Kinder (§ 48 Abs.
1 Satz 2) kann nur wegen gesetzlicher Unterhaltsansprüche eines Kindes, das bei der
Festsetzung der Geldleistungen berücksichtigt wird, gepfändet werden. 2Für die Höhe
des pfändbaren Betrages bei Kindergeld gilt:
1. Gehört das unterhaltsberechtigte Kind zum Kreis der Kinder, für die dem Leistungs-

berechtigten Kindergeld gezahlt wird, so ist eine Pfändung bis zu dem Betrag
möglich, der bei gleichmäßiger Verteilung des Kindergeldes auf jedes dieser Kinder
entfällt. Ist das Kindergeld durch die Berücksichtigung eines weiteren Kindes er-
höht, für das einer dritten Person Kindergeld oder dieser oder dem Leistungs-
berechtigten eine andere Geldleistung für Kinder zusteht, so bleibt der Erhöhungs-
betrag bei der Bestimmung des pfändbaren Betrages des Kindergeldes nach Satz 1
außer Betracht.

2. Der Erhöhungsbetrag (Nummer 1 Satz 2) ist zugunsten jedes bei der Festsetzung
des Kindergeldes berücksichtigten unterhaltsberechtigten Kindes zu dem Anteil
pfändbar, der sich bei gleichmäßiger Verteilung auf alle Kinder, die bei der Festset-
zung des Kindergeldes zugunsten des Leistungsberechtigten berücksichtigt wer-
den, ergibt.

(6) In den Fällen der Absätze 2, 4 und 5 gilt § 53 Abs. 6 entsprechend.

§ 55 Kontenpfändung und Pfändung von Bargeld
(1) 1Wird eine Geldleistung auf das Konto des Berechtigten bei einem Kreditinstitut
überwiesen, ist die Forderung, die durch die Gutschrift entsteht, für die Dauer von 14
Tagen seit der Gutschrift der Überweisung unpfändbar. 2Eine Pfändung des Guthabens
gilt als mit der Maßgabe ausgesprochen, daß sie das Guthaben in Höhe der in Satz 1
bezeichneten Forderung während der 14 Tage nicht erfaßt.
(2) 1Das Kreditinstitut ist dem Schuldner innerhalb der 14 Tage zur Leistung aus dem
nach Absatz 1 Satz 2 von der Pfändung nicht erfaßten Guthaben nur soweit verpflich-
tet, als der Schuldner nachweist oder als dem Kreditinstitut sonst bekannt ist, daß das
Guthaben von der Pfändung nicht erfaßt ist. 2Soweit das Kreditinstitut hiernach geleis-
tet hat, gilt Absatz 1 Satz 2 nicht.
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(3) 1Eine Leistung, die das Kreditinstitut innerhalb der 14 Tage aus dem nach Absatz 1
Satz 2 von der Pfändung nicgt erfaßten Guthaben an den Gläubiger bewirkt, ist dem
Schuldner gegenüber unwirksam. 2Das gilt auch für eine Hinterlegung.
(4) Bei Empfängern laufender Geldleistungen sind die in Absatz 1 genannten Forderun-
gen nach Ablauf von 14 Tagen seit der Gutschrift sowie Bargeld insoweit nicht der
Pfändung unterworfen, als ihr Betrag dem unpfändbaren Teil der Leistungen für die
Zeit von der Pfändung bis zum nächsten Zahlungstermin entspricht.
(5) 1Pfändungsschutz für Kontoguthaben besteht nach dieser Vorschrift nicht, wenn
der Schuldner ein Pfändungsschutzkonto im Sinne von § 850k Abs. 7 der
Zivilprozeßordnung führt. 2Hat das Kreditinstitut keine Kenntnis von dem Bestehen
eines Pfändungsschutzkontos, leistet es nach den Absätzen 1 bis 4 mit befreiender
Wirkung an den Schuldner. 3Gegenüber dem Gläubiger ist das Kreditinstitut zur Leis-
tung nur verpflichtet, wenn ihm das Bestehen des Pfändungsschutzkontos nachgewie-
sen ist.

§ 56 Sonderrechtsnachfolge
(1) Fällige Ansprüche auf laufende Geldleistungen stehen beim Tod des Berechtigten
nacheinander
1. dem Ehegatten,
1a. dem Lebenspartner,
2. den Kindern,
3. den Eltern,
4. dem Haushaltsführer
zu, wenn diese mit dem Berechtigten zur Zeit seines Todes in einem gemeinsamen
Haushalt gelebt haben oder von ihm wesentlich unterhalten worden sind. Mehreren
Personen einer Gruppe stehen die Ansprüche zu gleichen Teilen zu.
(2) Als Kinder im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 gelten auch
1. Stiefkinder und Enkel, die in den Haushalt des Berechtigten aufgenommen sind,
2. Pflegekinder (Personen, die mit dem Berechtigten durch ein auf längere Dauer

angelegtes Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie Kinder mit Eltern
verbunden sind),

3. Geschwister des Berechtigten, die in seinen Haushalt aufgenommen worden sind.
(3) Als Eltern im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 gelten auch
1. sonstige Verwandte der geraden aufsteigenden Linie,
2. Stiefeltern,
3. Pflegeeltern (Personen, die den Berechtigten als Pflegekind aufgenommen

haben).
(4) Haushaltsführer im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 4 ist derjenige Verwandte oder
Verschwägerte, der an Stelle des verstorbenen oder geschiedenen oder an der Führung
des Haushalts aus gesundheitlichen Gründen dauernd gehinderten Ehegatten oder Lebens-
partners den Haushalt des Berechtigten mindestens ein Jahr lang vor dessen Tod
geführt hat und von diesem überwiegend unterhalten worden ist.

§ 57 Verzicht und Haftung des Sonderrechtsnachfolgers
(1) 1Der nach § 56 Berechtigte kann auf die Sonderrechtsnachfolge innerhalb von sechs
Wochen nach ihrer Kenntnis durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Leistungs-
träger verzichten. 2Verzichtet er innerhalb dieser Frist, gelten die Ansprüche als auf ihn
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nicht übergegangen. 3Sie stehen den Personen zu, die ohne den Verzichtenden nach § 56
berechtigt wären.
(2) 2Soweit Ansprüche auf den Sonderrechtsnachfolger übergegangen sind, haftet er für
die nach diesem Gesetzbuch bestehenden Verbindlichkeiten des Verstorbenen gegenü-
ber dem für die Ansprüche zuständigen Leistungsträger. 2Insoweit entfällt eine Haf-
tung des Erben. 3Eine Aufrechnung und Verrechnung nach den §§ 51 und 52 ist ohne die
dort genannten Beschränkungen der Höhe zulässig.

§ 58 Vererbung
Soweit fällige Ansprüche auf Geldleistungen nicht nach den §§ 56 und 57 einem
Sonderrechtsnachfolger zustehen, werden sie nach den Vorschriften des Bürgerlichen
Gesetzbuchs vererbt. Der Fiskus als gesetzlicher Erbe kann die Ansprüche nicht gel-
tend machen.

§ 59 Ausschluß der Rechtsnachfolge
1Ansprüche auf Dienst- und Sachleistungen erlöschen mit dem Tod des Berechtigten.
2Ansprüche auf Geldleistungen erlöschen nur, wenn sie im Zeitpunkt des Todes des
Berechtigten weder festgestellt sind noch ein Verwaltungsverfahren über sie anhängig
ist.

Dritter Titel. Mitwirkung des Leistungsberechtigten
§ 60 Angabe von Tatsachen
(1) 1Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat
1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des

zuständigen Leistungsträgers der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte
zuzustimmen,

2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die
im Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unver-
züglich mitzuteilen,

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers
Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen. 2Satz 1 gilt entspre-
chend für denjenigen, der Leistungen zu erstatten hat.

(2) Soweit für die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke
vorgesehen sind, sollen diese benutzt werden.

§ 61 Persönliches Erscheinen
Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll auf Verlangen des zuständigen Leistungs-
trägers zur mündlichen Erörterung des Antrags oder zur Vornahme anderer für die
Entscheidung über die Leistung notwendiger Maßnahmen persönlich erscheinen.

§ 62 Untersuchungen
Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll sich auf Verlangen des zuständigen
Leistungsträgers ärztlichen und psychologischen Untersuchungsmaßnahmen unter-
ziehen, soweit diese für die Entscheidung über die Leistung erforderlich sind.
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§ 63 Heilbehandlung
Wer wegen Krankheit oder Behinderung Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll
sich auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers einer Heilbehandlung unterziehen,
wenn zu erwarten ist, daß sie eine Besserung seines Gesundheitszustands herbeifüh-
ren oder eine Verschlechterung verhindern wird.

§ 64 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
Wer wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit, anerkannten Schädigungsfolgen oder we-
gen Arbeitslosigkeit Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll auf Verlangen des zu-
ständigen Leistungsträgers an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben teilnehmen,
wenn bei angemessener Berücksichtigung seiner beruflichen Neigung und seiner Leis-
tungsfähigkeit zu erwarten ist, daß sie seine Erwerbs-oder Vermittlungsfähigkeit auf
Dauer fördern oder erhalten werden.

§ 65 Grenzen der Mitwirkung
(1)  Die Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 64 bestehen nicht, soweit
1. ihre Erfüllung nicht in einem angemessenen Verhältnis zu der in Anspruch genom-

menen Sozialleistung oder ihrer Erstattung steht oder
2. ihre Erfüllung dem Betroffenen aus einem wichtigen Grund nicht zugemutet wer-

den kann oder
3. der Leistungsträger sich durch einen geringeren Aufwand als der Antragsteller oder

Leistungsberechtigte die erforderlichen Kenntnisse selbst beschaffen kann.
(2) Behandlungen und Untersuchungen,
1. bei denen im Einzelfall ein Schaden für Leben oder Gesundheit nicht mit hoher

Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann,
2. die mit erheblichen Schmerzen verbunden sind oder
3. die einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit bedeuten, können

abgelehnt werden.
(3) Angaben, die dem Antragsteller, dem Leistungsberechtigten oder ihnen nahestehende
Personen (§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung) die Gefahr zuziehen
würden, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden, kön-
nen verweigert werden.

§ 65a Aufwendungsersatz
(1) 1Wer einem Verlangen des zuständigen Leistungsträgers nach den §§ 61 oder 62
nachkommt, kann auf Antrag Ersatz seiner notwendigen Auslagen und seines Verdienst-
ausfalls in angemessenem Umfang erhalten. 2Bei einem Verlangen des zuständigen
Leistungsträgers nach § 61 sollen Aufwendungen nur in Härtefällen ersetzt werden.
(2) Absatz 1 gilt auch, wenn der zuständige Leistungsträger ein persönliches Erschei-
nen oder eine Untersuchung nachträglich als notwendig anerkennt.

§ 66 Folgen fehlender Mitwirkung
(1) 1Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungs-
pflichten nach den §§ 60 bis 62, 65 nicht nach und wird hierdurch die Aufklärung des
Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen
die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder
entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht nachgewiesen sind. 2Dies gilt
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entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer Weise ab-
sichtlich die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert.
(2) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen Ar-
beitsunfähigkeit, wegen Gefährdung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit, anerkann-
ten Schädigungsfolgen oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder erhält, seinen
Mitwirkungspflichten nach den §§ 62 bis 65 nicht nach und ist unter Würdigung aller
Umstände mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß deshalb die Fähigkeit zur selbst-
ständigen Lebensführung, die Arbeits-, Erwerbs-oder Vermittlungsfähigkeit beeinträch-
tigt oder nicht verbessert wird, kann der Leistungsträger die Leistung bis zur Nachholung
der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen.
(3) Sozialleistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder entzogen
werden, nachdem der Leistungsberechtigte auf diese Folge schriftlich hingewiesen
worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer ihm gesetzten ange-
messenen Frist nachgekommen ist.

§ 67 Nachholung der Mitwirkung
Wird die Mitwirkung nachgeholt und liegen die Leistungsvoraussetzungen vor, kann
der Leistungsträger Sozialleistungen, die er nach § 66 versagt oder entzogen hat, nach-
träglich ganz oder teilweise erbringen.

Vierter Abschnitt. Übergangs- und Schlussvorschriften
§ 68 Besondere Teile dieses Gesetzbuches
Bis zu ihrer Einordnung in dieses Gesetzbuch gelten die nachfolgenden Gesetze mit
den zu ihrer Ergänzung und Änderung erlassenen Gesetzen als dessen besondere Teile:
1. das Bundesausbildungsförderungsgesetz,
2. (aufgehoben)
3. die Reichsversicherungsordnung,
4. das Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte,
5. das Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte,
6. das Zweite Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte,
7. das Bundesversorgungsgesetz, auch soweit andere Gesetze, insbesondere

a) § 80 des Soldatenversorgungsgesetzes,
b) § 59 Abs. 1 des Bundesgrenzschutzgesetzes,
c) § 47 des Zivildienstgesetzes,
d) § 60 des Infektionsschutzgesetzes,
e) §§ 4 und 5 des Häftlingshilfegesetzes,
f) § 1 des Opferentschädigungsgesetzes,
g) §§ 21 und 22 des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes,
h) §§ 3 und 4 des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes,
die entsprechende Anwendung der Leistungsvorschriften des Bundesversorgungs-
gesetzes vorsehen,

8. das Gesetz über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung,
9. das Bundeskindergeldgesetz,
10. das Wohngeldgesetz,
11. (aufgehoben)
12. das Adoptionsvermittlungsgesetz,
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13. (aufgehoben),
14. das Unterhaltsvorschussgesetz,
15. der Erste Abschnitt des Bundeserziehungsgeldgesetzes,
15a. der erste Abschnitt des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes,
16. das Altersteilzeitgesetz,
17. der Fünfte Abschnitt des Schwangerschaftskonfliktgesetzes.

§ 69 Stadtstaaten-Klausel
Die Senate der Länder Berlin, Bremen und Hamburg werden ermächtigt, die Vorschrif-
ten dieses Buches über die Zuständigkeit von Behörden dem besonderen Verwaltungs-
aufbau ihrer Länder anzupassen.

§ 70 Überleitungsvorschrift zum Verjährungsrecht
Artikel 229 § 6 Abs. 1 und 2 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche
gilt entsprechend bei der Anwendung des § 45 Abs. 2 und 3 in der seit dem 1. Januar
2002 geltenden Fassung.

§ 71 Überleitungsvorschrift zur Übertragung, Verpfändung und Pfändung
§ 53 Abs. 6 und § 54 Abs. 6 sind nur auf Geldleistungen anzuwenden, soweit diese nach
dem 30. März 2005 ganz oder teilweise zu Unrecht erbracht werden.



SGB II

25

2

vom 24. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2954)
zuletzt geändert durch G. vom 20.06.2011 (BGBl. I S. 850)
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§ 10 Zumutbarkeit
§ 11 Zu berücksichtigendes Einkommen
§ 11a Nicht zu berücksichtigendes Einkommen
§ 11b Absetzbeträge
§ 12 Zu berücksichtigendes Vermögen
§ 12a Vorrangige Leistungen
§ 13 Verordnungsermächtigung

Kapitel 3: Leistungen
Abschnitt 1: Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
§ 14 Grundsatz des Förderns
§ 15 Eingliederungsvereinbarung
§ 15a Sofortangebot
§ 16 Leistungen zur Eingliederung
§ 16a Kommunale Eingliederungsleistungen
§ 16b Einstiegsgeld
§ 16c Leistungen zur Eingliederung von Selbständigen
§ 16d Arbeitsgelegenheiten
§ 16e Leistungen zur Beschäftigungsförderung
§ 16f Freie Förderung
§ 16g Förderung bei Wegfall der Hilfebedürftigkeit
§ 17 Einrichtungen und Dienste für Leistungen zur Eingliederung
§ 18 Örtliche Zusammenarbeit
§ 18a Zusammenarbeit mit den für die Arbeitsförderung zuständigen Stellen
§ 18b Kooperationsausschuss
§ 18c Bund-Länder-Ausschuss
§ 18d Örtlicher Beirat
§ 18e Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt
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Abschnitt 2: Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
Unterabschnitt 1: Leistungsanspruch
§ 19 Arbeitslosengeld II, Sozialgeld und Leistungen für Bildung und Teilhabe

Unterabschnitt 2: Arbeitslosengeld II und Sozialgeld
§ 20 Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts
§ 21 Mehrbedarfe
§ 22 Bedarfe  für Unterkunft und Heizung
§ 22a  Satzungsermächtigung
§ 22b Inhalt der Satzung
§ 22c Datenerhebung, -auswertung und -überprüfung
§ 23 Besonderheiten beim Sozialgeld

Unterabschnitt 3: Abweichende Leistungserbringung und weitere Leistungen
§ 24 Abweichende Erbringung von Leistungen
§ 25 Leistungen bei medizinischer Rehabilitation der Rentenversicherung und bei Anspruch auf

Verletztengeld aus der Unfallversicherung
§ 26 Zuschuss zu Versicherungsbeiträgen
§ 27 Leistungen für Auszubildende

Unterabschnitt 4: Leistungen für Bildung und Teilhabe
§ 28 Bedarfe für Bildung und Teilhabe
§ 29 Erbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe
§ 30 (weggefallen)

Unterabschnitt 5: Sanktionen
§ 31 Pflichtverletzungen
§ 31a Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen
§ 31b Beginn und Dauer der Minderung
§ 32 Meldeversäumnisse

Unterabschnitt 6: Verpflichtungen Anderer
§ 33 Übergang von Ansprüchen
§ 34 Ersatzansprüche bei sozialwidrigem Verhalten
§ 34a Ersatzansprüche für rechtswidrig erhaltene Leistungen
§ 34b Ersatzansprüche nach sonstigen Vorschriften
§ 35 Erbenhaftung

Kapitel 4: Gemeinsame Vorschriften für Leistungen
Abschnitt 1: Zuständigkeit und Verfahren
§ 36 Örtliche Zuständigkeit
§ 36a Kostenerstattung bei Aufenthalt im Frauenhaus
§ 37 Antragserfordernis
§ 38 Vertretung der Bedarfsgemeinschaft
§ 39 Sofortige Vollziehbarkeit
§ 40 Anwendung von Verfahrensvorschriften
§ 41 Berechnung der Leistungen
§ 42 Auszahlung der Geldleistungen
§ 42a Darlehen
§ 43 Aufrechnung
§ 43a Verteilung von Teilzahlungen
§ 44 Veränderung von Ansprüchen

Abschnitt 2: Einheitliche Entscheidung
§ 44a  Feststellung von Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit
§ 44b Gemeinsame Einrichtung
§ 44c Trägerversammlung
§ 44d Geschäftsführerin, Geschäftsführer
§ 44e Verfahren bei Meinungsverschiedenheit über die Weisungszuständigkeit
§ 44f Bewirtschaftung von Bundesmitteln
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§ 44g Zuweisung von Tätigkeiten bei der gemeinsamen Einrichtung
§ 44h Personalvertretung
§ 44i Schwerbehindertenvertretung; Jugend- und Auszubildendenvertretung
§ 44j Gleichstellungsbeauftragte
§ 44k Stellenbewirtschaftung
§ 45 (weggefallen)

Kapitel 5: Finanzierung und Aufsicht
§ 46 Finanzierung aus Bundesmitteln
§ 47 Aufsicht
§ 48 Aufsicht über die zugelassenen kommunalen Träger
§ 48a Vergleich der Leistungsfähigkeit
§ 48b Zielvereinbarungen
§ 49 Innenrevision

Kapitel 6: Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung, datenschutzrechtliche Verant-
wortung
§ 50 Datenübermittlung
§ 51 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten durch nichtöffentliche Stellen
§ 51a Kundennummer
§ 51b Datenerhebung und -verarbeitung durch die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende
§ 51c (weggefallen)
§ 52 Automatisierter Datenabgleich
§ 52a Überprüfung von Daten

Kapitel 7: Statistik und Forschung
§ 53 Statistik und Übermittlung statistischer Daten
§ 53a Arbeitslose
§ 54 Eingliederungsbilanz
§ 55 Wirkungsforschung

Kapitel 8: Mitwirkungspflichten
§ 56 Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei Arbeitsunfähigkeit
§ 57 Auskunftspflicht von Arbeitgebern
§ 58 Einkommensbescheinigung
§ 59 Meldepflicht
§ 60 Auskunftspflicht und Mitwirkungspflicht Dritter
§ 61 Auskunftspflichten bei Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
§ 62 Schadenersatz

Kapitel 9: Bußgeldvorschriften
§ 63 Bußgeldvorschriften

Kapitel 10: Bekämpfung von Leistungsmissbrauch
§ 64 Zuständigkeit

Kapitel 11: Übergangs - und Schlussvorschriften
§ 65 Allgemeine Übergangsvorschriften
§ 65a - c (weggefallen)
§ 65d Übermittlung von Daten
§ 65e Übergangsregelung zur Aufrechnung
§ 66 Rechtsänderungen bei Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
§ 67 Freibetragsneuregelungsgesetz
§ 68 Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze
§ 69 Gesetz zur Fortentwicklung der Grundsicherung für Arbeitsuchende
§ 70 Übergangsregelung zum Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der

Europäischen Union
§ 71 Zweites Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - Perspektiven für

Langzeitarbeitslose mit besonderen Vermittlungshemmnissen - JobPerspektive
§ 72 Siebtes Gesetz zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze
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§ 73 Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente
§ 74 (weggefallen)
§ 75 Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung für Arbeitsuchende -

Anwendbarkeit des § 6a Absatz 7, des § 44d und des § 51b
§ 76 Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung für Arbeitsuchende
§ 77 Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches

Sozialgesetzbuch

Kapitel 1: Fördern und Fordern
§ 1 Aufgabe und Ziel der Grundsicherung für Arbeitsuchende
(1) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll es Leistungsberechtigten ermöglichen,
ein Leben zu führen, das der Würde des Menschen entspricht.
(2) 1Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll die Eigenverantwortung von erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten und Personen, die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft
leben, stärken und dazu beitragen, dass sie ihren Lebensunterhalt unabhängig von der
Grundsicherung aus eigenen Mitteln und Kräften bestreiten können. 2Sie soll erwerbs-
fähige Leistungsberechtigte bei der Aufnahme oder Beibehaltung einer Erwerbstätigkeit
unterstützen und den Lebensunterhalt sichern, soweit sie ihn nicht auf andere Weise
bestreiten können. 3Die Gleichstellung von Männern und Frauen ist als durchgängiges
Prinzip zu verfolgen. 4Die Leistungen der Grundsicherung sind insbesondere darauf
auszurichten, dass
1. durch eine Erwerbstätigkeit Hilfebedürftigkeit vermieden oder beseitigt, die Dauer

der Hilfebedürftigkeit verkürzt oder der Umfang der Hilfebedürftigkeit verringert
wird,

2. die Erwerbsfähigkeit einer leistungsberechtigten Person erhalten, verbessert oder
wieder hergestellt wird,

3. geschlechtsspezifischen Nachteilen von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten ent-
gegengewirkt wird,

4. die familienspezifischen Lebensverhältnisse von erwerbsfähigen Leistungs-
berechtigten, die Kinder erziehen oder pflegebedürftige Angehörige betreuen, be-
rücksichtigt werden,

5. behindertenspezifische Nachteile überwunden werden,
6.   Anreize zur Aufnahme und Ausübung einer Erwerbstätigkeit geschaffen und auf-

rechterhalten werden.
(3) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende umfasst Leistungen
1. zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit insbesondere durch Ein-

gliederung in Arbeit und
2. zur Sicherung des Lebensunterhalts.

§ 2 Grundsatz des Forderns
(1) 1Erwerbsfähige Leistungsberechtigte und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft
lebenden Personen müssen alle Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung ihrer
Hilfebedürftigkeit ausschöpfen. 2Eine erwerbsfähige leistungsberechtigte Person muss
aktiv an allen Maßnahmen zu ihrer Eingliederung in Arbeit mitwirken, insbesondere
eine Eingliederungsvereinbarung abschließen. 3Wenn eine Erwerbstätigkeit auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt in absehbarer Zeit nicht möglich ist, hat die erwerbsfähige
leistungsberechtigte Person eine ihr angebotene zumutbare Arbeitsgelegenheit zu über-
nehmen.
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(2) 1Erwerbsfähige Leistungsberechtigte und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft
lebenden Personen haben in eigener Verantwortung alle Möglichkeiten zu nutzen, ihren
Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln und Kräften zu bestreiten. 2Erwerbsfähige
Leistungsberechtigte müssen ihre Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensunterhalts
für sich und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen einsetzen.

§ 3 Leistungsgrundsätze
(1) 1Leistungen zur Eingliederung in Arbeit können erbracht werden, soweit sie zur
Vermeidung oder Beseitigung, Verkürzung oder Verminderung der Hilfebedürftigkeit
für die Eingliederung erforderlich sind. 2Bei den Leistungen zur Eingliederung in
Arbeit sind
1. die Eignung,
2. die individuelle Lebenssituation, insbesondere die familiäre Situation,
3. die voraussichtliche Dauer der Hilfebedürftigkeit und
4. die Dauerhaftigkeit der Eingliederung
der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten zu berücksichtigen. 3Vorrangig sollen Maß-
nahmen eingesetzt werden, die die unmittelbare Aufnahme einer Erwerbstätigkeit er-
möglichen. 4Bei der Leistungserbringung sind die Grundsätze von Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit zu beachten.
(2) 1Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, sind unverzüglich nach Antragstellung auf Leistungen nach diesem Buch in eine
Arbeit, eine Ausbildung oder eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln. 2Können Leistungs-
berechtigte ohne Berufsabschluss nicht in eine Ausbildung vermittelt werden, soll die
Agentur für Arbeit darauf hinwirken, dass die vermittelte Arbeit oder Arbeitsgelegenheit
auch zur Verbesserung ihrer beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten beiträgt.
(2a) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, sind
unverzüglich in Arbeit oder in eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln.
(2b) 1Die Agentur für Arbeit hat darauf hinzuwirken, dass erwerbsfähige Leistungs-
berechtigte, die nicht über deutsche Sprachkenntnisse entsprechend dem Niveau B1
des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen verfügen und die
1. zur Teilnahme an einem Integrationskurs nach § 44 des Aufenthaltsgesetzes be-

rechtigt sind,
2. nach § 44a des Aufenthaltsgesetzes verpflichtet werden können oder
3. einen Anspruch nach § 9 Absatz 1 Satz 1 des Bundesvertriebenengesetzes haben,
an einem Integrationskurs nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes teilnehmen, sofern sie
nicht unmittelbar in eine Ausbildung oder Arbeit vermittelt werden können und ihnen
eine Teilnahme an einem Integrationskurs daneben nicht zumutbar ist. 2Eine Verpflich-
tung zur Teilnahme ist in die Eingliederungsvereinbarung als vorrangige Maßnahme
aufzunehmen.
(3) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts dürfen nur erbracht werden, soweit
die Hilfebedürftigkeit nicht anderweitig beseitigt werden kann; die nach diesem Buch
vorgesehenen Leistungen decken den Bedarf der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten
und der mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen.

§ 4 Leistungsformen
(1) Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende werden erbracht in Form
von
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1. Dienstleistungen,
2. Geldleistungen und
3. Sachleistungen.
(2) 1Die nach § 6 zuständigen Träger wirken darauf hin, dass erwerbsfähige Leistungs-
berechtigte und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen die
erforderliche Beratung und Hilfe anderer Träger, insbesondere der Kranken- und Ren-
tenversicherung, erhalten. 2Die nach § 6 zuständigen Träger wirken auch darauf hin,
dass Kinder und Jugendliche Zugang zu geeigneten vorhandenen Angeboten der gesell-
schaftlichen Teilhabe erhalten. 3Sie arbeiten zu diesem Zweck mit Schulen und
Kindertageseinrichtungen, den Trägern der Jugendhilfe, den Gemeinden und Gemeinde-
verbänden, freien Trägern, Vereinen und Verbänden und sonstigen handelnden Perso-
nen vor Ort zusammen. 4Sie sollen die Eltern unterstützen und in geeigneter Weise
dazu beitragen, dass Kinder und Jugendliche Leistungen für Bildung und Teilhabe
möglichst in Anspruch nehmen.

§ 5 Verhältnis zu anderen Leistungen
(1) 1Auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen Anderer, insbesondere der Träger
anderer Sozialleistungen, werden durch dieses Buch nicht berührt. 2Ermessensleistungen
dürfen nicht deshalb versagt werden, weil dieses Buch entsprechende Leistungen vor-
sieht.
(2) 1Der Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach diesem
Buch schließt Leistungen nach dem Dritten Kapitel des Zwölften Buches aus. 2Leis-
tungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches sind gegenüber dem Sozialgeld
vorrangig.
(3) 1Stellen Leistungsberechtigte  trotz Aufforderung einen erforderlichen Antrag auf
Leistungen eines anderen Trägers nicht, können die Leistungsträger nach diesem Buch
den Antrag stellen sowie Rechtsbehelfe und Rechtsmittel einlegen. 2Der Ablauf von
Fristen, die ohne Verschulden der Leistungsträger nach diesem Buch verstrichen sind,
wirkt nicht gegen die Leistungsträger nach diesem Buch; dies gilt nicht für Verfahrens-
fristen, soweit die Leistungsträger nach diesem Buch das Verfahren selbst betreiben.

§ 6 Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende
(1) 1Träger der Leistungen nach diesem Buch sind:
1. die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur), soweit Nummer 2 nichts Anderes

bestimmt,
2. die kreisfreien Städte und Kreise für die Leistungen  nach § 16a, das Arbeitslosen-

geld II und das Sozialgeld, soweit Arbeitslosengeld II und Sozialgeld für den Bedarf
für Unterkunft und Heizung geleistet wird, die Leistungen nach § 24 Absatz 3 Satz
1 Nummer 1 und 2, § 27 Absatz 3 sowie für die Leistungen nach § 28, soweit durch
Landesrecht nicht andere Träger bestimmt sind (kommunale Träger).

2Zu ihrer Unterstützung können sie Dritte mit der Wahrnehmung von Aufgaben beauf-
tragen; sie sollen einen Außendienst zur Bekämpfung von Leistungsmissbrauch ein-
richten.
(2) 1Die Länder können bestimmen, dass und inwieweit die Kreise ihnen zugehörige
Gemeinden oder Gemeindeverbände zur Durchführung der in Absatz 1 Satz 1 Nummer
2 genannten Aufgaben nach diesem Gesetz heranziehen und ihnen dabei Weisungen
erteilen können; in diesen Fällen erlassen die Kreise den Widerspruchsbescheid nach
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dem Sozialgerichtsgesetz. 2§ 44b Absatz 1 Satz 3 bleibt unberührt. 3Die Sätze 1 und 2
gelten auch in den Fällen des § 6a mit der Maßgabe, dass eine Heranziehung auch für die
Aufgaben nach § 6b Absatz 1 Satz 1 erfolgen kann.
(3) Die Länder Berlin, Bremen und Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften
dieses Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden für die Grundsicherung für
Arbeitsuchende dem besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzupassen.

§ 6a Zugelassene kommunale Träger
(1) Die Zulassungen der aufgrund der Kommunalträger-Zulassungsverordnung vom
24. September 2004 (BGBl. I S. 2349) anstelle der Bundesagentur als Träger der
Leistungen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 zugelassenen kommunalen Träger
werden vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung über
den 31. Dezember 2010 hinaus unbefristet verlängert, wenn die zugelassenen kommu-
nalen Träger gegenüber der zuständigen obersten Landesbehörde die Verpflichtungen
nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und 5 bis zum 30. September 2010 anerkennen.
(2) 1Auf Antrag wird eine begrenzte Zahl weiterer kommunaler Träger vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales als Träger im Sinne des § 6 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zugelassen,
wenn sie
1. geeignet sind, die Aufgaben zu erfüllen,
2. sich verpflichten, eine besondere Einrichtung nach Absatz 5 zu schaffen,
3. sich verpflichten, mindestens 90 Prozent der Beamtinnen und Beamten,

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Bundesagentur, die zum Zeitpunkt der
Zulassung mindestens seit 24 Monaten in der im Gebiet des kommunalen Trägers
gelegenen Arbeitsgemeinschaft oder Agentur für Arbeit in getrennter Aufgaben-
wahrnehmung im Aufgabenbereich nach § 6 Absatz 1 Satz 1 tätig waren, vom
Zeitpunkt der Zulassung an, dauerhaft zu beschäftigen,

4. sich verpflichten, mit der zuständigen Landesbehörde eine Zielvereinbarung über
die Leistungen nach diesem Buch abzuschließen, und

5. sich verpflichten, die in der Rechtsverordnung nach § 51b Absatz 1 Satz 2 festge-
legten Daten zu erheben und gemäß den Regelungen nach § 51b Absatz 4 an die
Bundesagentur zu übermitteln, um bundeseinheitliche Datenerfassung, Ergebnis-
berichterstattung, Wirkungsforschung und Leistungsvergleiche zu ermöglichen.

2Für die Antragsberechtigung gilt § 6 Absatz 3 entsprechend. 3Der Antrag bedarf in den
dafür zuständigen Vertretungskörperschaften der kommunalen Träger einer Mehrheit
von zwei Dritteln der Mitglieder sowie der Zustimmung der zuständigen obersten
Landesbehörde. 4Die Anzahl der nach den Absätzen 1 und 2 zugelassenen kommunalen
Träger beträgt höchstens 25 Prozent der zum 31. Dezember 2010 bestehenden Ar-
beitsgemeinschaften nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung,
zugelassenen kommunalen Trägern sowie der Kreise und kreisfreien Städte, in denen
keine Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden
Fassung errichtet wurde (Aufgabenträger).
(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, Voraussetzungen
der Eignung nach Absatz 2 Nummer 1 und deren Feststellung sowie die Verteilung der
Zulassungen nach den Absätzen 2 und 4 auf die Länder durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates zu regeln.
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(4) 1Der Antrag nach Absatz 2 kann bis zum 31. Dezember 2010 mit Wirkung zum 1.
Januar 2012 gestellt werden. 2Darüber hinaus kann vom 30. Juni 2015 bis zum 31.
Dezember 2015 mit Wirkung zum 1. Januar 2017 ein Antrag auf Zulassung gestellt
werden, soweit die Anzahl der nach den Absätzen 1 und 2 zugelassenen kommunalen
Träger 25 Prozent der zum 1. Januar 2015 bestehenden Aufgabenträger nach Absatz 2
Satz 4 unterschreitet. 3Die Zulassungen werden unbefristet erteilt.
(5) Zur Wahrnehmung der Aufgaben anstelle der Bundesagentur errichten und unter-
halten die zugelassenen kommunalen Träger besondere Einrichtungen für die Erfüllung
der Aufgaben nach diesem Buch.
(6) 1Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann mit Zustimmung der zustän-
digen obersten Landesbehörde durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun-
desrates die Zulassung widerrufen. 2Auf Antrag des zugelassenen kommunalen Trä-
gers, der der Zustimmung der zuständigen obersten Landesbehörde bedarf, widerruft
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Zulassung durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates. 3Die Trägerschaft endet mit Ablauf des auf die
Antragstellung folgenden Kalenderjahres.
(7) 1Auf Antrag des kommunalen Trägers, der der Zustimmung der obersten Landes-
behörde bedarf, widerruft, beschränkt oder erweitert das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales die Zulassung nach Absatz 1 oder 2 durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates, wenn und soweit die Zulassung aufgrund einer kommu-
nalen Neugliederung nicht mehr dem Gebiet des kommunalen Trägers entspricht. 2Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 5 gilt bei Erweiterung der Zulassung entsprechend. 3Der
Antrag nach Satz 1 kann bis zum 1. Juli eines Kalenderjahres mit Wirkung zum 1.
Januar des folgenden Kalenderjahres gestellt werden.

§ 6b Rechtsstellung der zugelassenen kommunalen Träger
(1) 1Die zugelassenen kommunalen Träger sind anstelle der Bundesagentur im Rahmen
ihrer örtlichen Zuständigkeit Träger der Aufgaben nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
mit Ausnahme der sich aus den §§ 44b, 48b, 50, 51a, 51b, 53, 55, 56 Absatz 2, §§ 64 und
65d ergebenden Aufgaben. 2Sie haben insoweit die Rechte und Pflichten der Agentur
für Arbeit.
(2) 1Der Bund trägt die Aufwendungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende ein-
schließlich der Verwaltungskosten mit Ausnahme der Aufwendungen für Aufgaben
nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2. 2§ 46 Absatz 1 Satz 4, Absatz 2 und 3 Satz 1 gilt
entsprechend. 3§ 46 Absatz 5 bis 8 bleibt unberührt.
(2a) Für die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln des Bundes durch die zugelassenen
kommunalen Träger gelten die haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Bundes, so-
weit in Rechtsvorschriften des Bundes oder Vereinbarungen des Bundes mit den zuge-
lassenen kommunalen Trägern nicht etwas anderes bestimmt ist.
(3) Der Bundesrechnungshof ist berechtigt, die Leistungsgewährung zu prüfen.
(4) 1Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales prüft, ob Einnahmen und Ausga-
ben in der besonderen Einrichtung nach § 6a Absatz 5 begründet und belegt sind und
den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. 2Die Prüfung
kann in einem vereinfachten Verfahren erfolgen, wenn der zugelassene kommunale
Träger ein Verwaltungs- und Kontrollsystem errichtet hat, das die Ordnungsmäßigkeit
der Berechnung und Zahlung gewährleistet und er dem Bundesministerium für Arbeit
und Soziales eine Beurteilung ermöglicht, ob Aufwendungen nach Grund und Höhe
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vom Bund zu tragen sind. 3Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kündigt
örtliche Prüfungen bei einem zugelassenen kommunalen Träger gegenüber der nach § 48
Absatz 1 zuständigen Landesbehörde an und unterrichtet sie über das Ergebnis der
Prüfung.
(5) 1Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann von dem zugelassenen kom-
munalen Träger die Erstattung von Mitteln verlangen, die er zu Lasten des Bundes
ohne Rechtsgrund erlangt hat. 2Der zu erstattende Betrag ist während des Verzugs zu
verzinsen. 3Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr 3 Prozentpunkte über dem Basis-
zinssatz.

§ 6c Personalübergang bei Zulassung weiterer kommunaler Träger und bei
Beendigung der Trägerschaft
(1) 1Die Beamtinnen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Bundes-
agentur, die am Tag vor der Zulassung eines weiteren kommunalen Trägers nach § 6a
Absatz 2 und mindestens seit 24 Monaten Aufgaben der Bundesagentur als Träger
nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in dem Gebiet des kommunalen Trägers wahrge-
nommen haben, treten zum Zeitpunkt der Neuzulassung kraft Gesetzes in den Dienst
des kommunalen Trägers über. 2Für die Auszubildenden bei der Bundesagentur gilt
Satz 1 entsprechend. 3Die Versetzung eines nach Satz 1 übergetretenen Beamtinnen
und Beamten vom kommunalen Träger zur Bundesagentur bedarf nicht der Zustim-
mung der Bundesagentur, bis sie 10 Prozent der nach Satz 1 übergetretenen Beamtin-
nen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und  Arbeitnehmer wieder aufgenommen hat.
4Bis zum Erreichen des in Satz 3 genannten Anteils ist die Bundesagentur zur Wieder-
einstellung von nach Satz 1 übergetretenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
verpflichtet, die auf Vorschlag des kommunalen Trägers dazu bereit sind. 5Die Verset-
zung und Wiedereinstellung im Sinne der Sätze 3 und 4 ist innerhalb von drei Monaten
nach dem Zeitpunkt der Neuzulassung abzuschließen. 6Die Sätze 1 bis 5 gelten ent-
sprechend für Zulassungen nach § 6a Absatz 4 Satz 2 sowie Erweiterungen der Zulas-
sung nach § 6a Absatz 7.
(2) 1Endet die Trägerschaft eines kommunalen Trägers nach § 6a, treten die Beamtin-
nen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des kommunalen Trägers, die
am Tag vor der Beendigung der Trägerschaft Aufgaben anstelle der Bundesagentur als
Träger nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 durchgeführt haben, zum Zeitpunkt der Beendi-
gung der Trägerschaft kraft Gesetzes in den Dienst der Bundesagentur über. 2Für die
Auszubildenden bei dem kommunalen Träger gilt Satz 1 entsprechend.
(3) 1Treten Beamtinnen und Beamte aufgrund des Absatzes 1 oder 2 kraft Gesetzes in
den Dienst eines anderen Trägers über, wird das Beamtenverhältnis mit dem anderen
Träger fortgesetzt. 2Treten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aufgrund des Absat-
zes 1 oder 2 kraft Gesetzes in den Dienst eines anderen Trägers über, tritt der neue
Träger unbeschadet des Satzes 3 in die Rechte und Pflichten aus den Arbeitsverhältnis-
sen ein, die im Zeitpunkt des Übertritts bestehen. 3Vom Zeitpunkt des Übertritts an
sind die für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des neuen Trägers jeweils geltenden
Tarifverträge ausschließlich anzuwenden. 4Den Beamtinnen und Beamten,
Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmern ist die Fortsetzung des Beamten- oder Ar-
beitsverhältnisses von dem aufnehmenden Träger schriftlich zu bestätigen. 5Für die
Verteilung der Versorgungslasten hinsichtlich der aufgrund des Absatzes 1 oder 2
übertretenden Beamtinnen und Beamten gilt § 107b des Beamtenversorgungsgesetzes
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entsprechend. 6Mit Inkrafttreten des Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrags sind
für die jeweils beteiligten Dienstherrn die im Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag
bestimmten Regelungen entsprechend anzuwenden.
(4) 1Beamtinnen und Beamten, die nach Absatz 1 oder 2 kraft Gesetzes in den Dienst
eines anderen Trägers übertreten, soll ein gleich zu bewertendes Amt übertragen wer-
den, das ihrem bisherigen Amt nach Bedeutung und Inhalt ohne Berücksichtigung von
Dienststellung und Dienstalter entspricht. 2Wenn eine dem bisherigen Amt entspre-
chende Verwendung im Ausnahmefall nicht möglich ist, kann ihnen auch ein anderes
Amt mit geringerem Grundgehalt übertragen werden. 3Verringert sich nach Satz 1 oder
2 der Gesamtbetrag von Grundgehalt, allgemeiner Stellenzulage oder entsprechender
Besoldungsbestandteile und anteiliger Sonderzahlung (auszugleichende Dienstbezü-
ge), hat der aufnehmende Träger eine Ausgleichszulage zu gewähren. 4Die Ausgleichs-
zulage bemisst sich nach der Differenz zwischen den auszugleichenden Dienstbezügen
beim abgebenden Träger und beim aufnehmenden Träger zum Zeitpunkt des Über-
tritts. 5Auf die Ausgleichszulage werden alle Erhöhungen der auszugleichenden Dienst-
bezüge beim aufnehmenden Träger angerechnet. 6Die Ausgleichszulage ist ruhegehalt-
fähig. 7Als Bestandteil der Versorgungsbezüge vermindert sich die Ausgleichszulage
bei jeder auf das Grundgehalt bezogenen Erhöhung der Versorgungsbezüge um diesen
Erhöhungsbetrag. 8Im Fall des Satzes 2 dürfen die Beamtinnen und Beamten neben der
neuen Amtsbezeichnung die des früheren Amtes mit dem Zusatz „außer Dienst“ („a.D.“)
führen.
(5) 1Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die nach Absatz 1 oder 2 kraft Gesetzes in
den Dienst eines anderen Trägers übertreten, soll grundsätzlich eine tarifrechtlich
gleichwertige Tätigkeit übertragen werden. 2Wenn eine derartige Verwendung im Aus-
nahmefall nicht möglich ist, kann ihnen eine niedriger bewertete Tätigkeit übertragen
werden. 3Verringert sich das Arbeitsentgelt nach den Sätzen 1 und 2, ist eine Aus-
gleichszahlung in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Arbeitsentgelt bei
dem abgebenden Träger zum Zeitpunkt des Übertritts und dem jeweiligen Arbeits-
entgelt bei dem aufnehmenden Träger zu zahlen.

§ 6d Jobcenter
Die gemeinsamen Einrichtungen nach § 44b und die zugelassenen kommunalen Träger
nach § 6a führen die Bezeichnung Jobcenter.

Kapitel 2: Anspruchsvoraussetzungen
§ 7 Leistungsberechtigte
(1) 1Leistungen nach diesem Buch erhalten Personen, die
1. das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach § 7a noch nicht erreicht

haben,
2. erwerbsfähig sind,
3. hilfebedürftig sind und
4. ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben
(erwerbsfähige Leistungsberechtigte). 2Ausgenommen sind
1. Ausländerinnen und Ausländer, die weder in der Bundesrepublik Deutschland

Arbeitnehmerinnen,  Arbeitnehmer oder Selbständige noch aufgrund des § 2 Absatz
3 des Freizügigkeitsgesetzes/EU freizügigkeitsberechtigt sind, und ihre Familien-
angehörigen für die ersten drei Monate ihres Aufenthalts,
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2. Ausländerinnen und Ausländer, deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem Zweck
der Arbeitsuche ergibt, und ihre Familienangehörigen,

3. Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes.
3Satz 2 Nummer 1 gilt nicht für Ausländerinnen und Ausländer, die sich mit einem
Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes in der Bundes-
republik Deutschland aufhalten. 4Aufenthaltsrechtliche Bestimmungen bleiben unbe-
rührt.
(2) 1Leistungen erhalten auch Personen, die mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten
in einer Bedarfsgemeinschaft leben. 2Dienstleistungen und Sachleistungen werden ih-
nen nur erbracht, wenn dadurch Hemmnisse bei der Eingliederung der erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten beseitigt oder vermindert werden. 3Zur Deckung der Bedarfe
nach § 28 erhalten die dort genannten Personen auch dann Leistungen für Bildung und
Teilhabe, wenn sie mit Personen in einem Haushalt zusammenleben, mit denen sie nur
deshalb keine Bedarfsgemeinschaft bilden, weil diese aufgrund des zu berücksichtigen-
den Einkommens oder Vermögens selbst nicht leistungsberechtigt sind.
(3) Zur Bedarfsgemeinschaft gehören
1. die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten,
2. die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines

unverheirateten erwerbsfähigen Kindes, welches das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat, und die im Haushalt lebende Partnerin oder der im Haushalt lebende
Partner dieses Elternteils,

3. als Partnerin oder Partner der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten
a) die nicht dauernd getrennt lebende Ehegattin oder der nicht dauernd getrennt

lebende Ehegatte,
b) die nicht dauernd getrennt lebende Lebenspartnerin oder der nicht dauernd

getrennt lebende Lebenspartner,
c) eine Person, die mit der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person  in einem

gemeinsamen Haushalt so zusammenlebt, dass nach verständiger Würdigung
der wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung füreinander zu tragen
und füreinander einzustehen,

4. die dem Haushalt angehörenden unverheirateten Kinder der in den Nummern 1 bis
3 genannten Personen, wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht aus eigenem
Einkommen oder Vermögen  beschaffen können.

(3a) Ein wechselseitiger Wille, Verantwortung
füreinander zu tragen und füreinander einzustehen, wird vermutet, wenn Partner
1. länger als ein Jahr zusammenleben,
2. mit einem gemeinsamen Kind zusammenleben,
3. Kinder oder Angehörige im Haushalt versorgen oder
4. befugt sind, über Einkommen oder Vermögen des anderen zu verfügen.
(4) 1Leistungen nach diesem Buch erhält nicht, wer in einer stationären Einrichtung
untergebracht ist, Rente wegen Alters oder Knappschaftsausgleichsleistung oder ähn-
liche Leistungen öffentlich-rechtlicher Art bezieht. 2Dem Aufenthalt in einer stationä-
ren Einrichtung ist der Aufenthalt in einer Einrichtung zum Vollzug richterlich angeord-
neter Freiheitsentziehung gleichgestellt. 3Abweichend von Satz 1 erhält Leistungen
nach diesem Buch,
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1. wer voraussichtlich für weniger als sechs Monate in einem Krankenhaus (§ 107 des
Fünften Buches) untergebracht ist oder

2. wer in einer stationären Einrichtung untergebracht und unter den üblichen Bedin-
gungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 15 Stunden wöchentlich er-
werbstätig ist.

(4a) 1Erwerbsfähige Leistungsberechtigte erhalten keine Leistungen, wenn sie sich
ohne Zustimmung des zuständigen Trägers nach diesem Buch außerhalb des zeit- und
ortsnahen Bereichs aufhalten und deshalb nicht für die Eingliederung in Arbeit zur
Verfügung stehen. 2Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn für den Aufenthalt außerhalb
des zeit- und ortsnahen Bereichs ein wichtiger Grund vorliegt und die Eingliederung in
Arbeit nicht beeinträchtigt wird. 3Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor bei
1. Teilnahme an einer ärztlich verordneten Maßnahme der medizinischen Vorsorge

oder Rehabilitation,
2. Teilnahme an einer Veranstaltung, die staatspolitischen, kirchlichen oder gewerk-

schaftlichen Zwecken dient oder sonst im öffentlichen Interesse liegt oder
3. Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit.
4Die Zustimmung kann auch erteilt werden, wenn für den Aufenthalt außerhalb des
zeit- und ortsnahen Bereichs kein wichtiger Grund vorliegt und die Eingliederung in
Arbeit nicht beeinträchtigt wird. 5Die Dauer der Abwesenheiten nach Satz 4 soll in der
Regel insgesamt drei Wochen im Kalenderjahr nicht überschreiten.
(5) Auszubildende, deren Ausbildung im Rahmen des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes oder der §§ 60 bis 62 des Dritten Buches dem Grunde nach förderungsfähig
ist, haben über die Leistungen nach § 27 hinaus keinen Anspruch auf Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts.
(6) Absatz 5 findet keine Anwendung auf Auszubildende,
1. die aufgrund von § 2 Absatz 1a des Bundesausbildungsförderungsgesetzes keinen

Anspruch auf Ausbildungsförderung oder aufgrund von § 64 Absatz 1 des Dritten
Buches keinen Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe haben,

2. deren Bedarf sich nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes , nach § 66 Absatz 1 oder § 106 Absatz 1 Nummer 1 des Dritten Buches
bemisst oder

3. die eine Abendhauptschule, eine Abendrealschule oder ein Abendgymnasium besu-
chen, sofern sie aufgrund von § 10 Absatz 3 des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes keinen Anspruch auf Ausbildungsförderung haben.

§ 7a Altersgrenze
1Personen, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind, erreichen die Altersgrenze mit
Ablauf des Monats, in dem sie das 65. Lebensjahr  vollenden. 2Für Personen, die nach
dem 31. Dezember 1946 geboren sind, wird die Altersgrenze wie folgt angehoben:
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§ 8 Erwerbsfähigkeit
(1) Erwerbsfähig ist, wer nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit
außerstande ist, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes
mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein.
(2) 1Im Sinne von Absatz 1 können Ausländerinnen und  Ausländer  nur erwerbstätig
sein, wenn ihnen die Aufnahme einer Beschäftigung erlaubt ist oder erlaubt werden
könnte. 2Die rechtliche Möglichkeit, eine Beschäftigung vorbehaltlich einer Zustim-
mung nach § 39 des Aufenthaltsgesetzes aufzunehmen, ist ausreichend.

§ 9 Hilfebedürftigkeit
(1) Hilfebedürftig ist, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem
zu berücksichtigenden Einkommen oder Vermögen sichern kann und die erforderliche
Hilfe nicht von anderen, insbesondere von Angehörigen oder von Trägern anderer
Sozialleistungen, erhält.
(2) 1Bei Personen, die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, sind auch das Einkommen
und Vermögen des Partners zu berücksichtigen. 2Bei unverheirateten Kindern, die mit
ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Bedarfsgemeinschaft leben und die ihren
Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen sichern  können, sind
auch das Einkommen und Vermögen der Eltern oder des Elternteils und dessen in
Bedarfsgemeinschaft lebender Partnerin oder lebenden Partners zu berücksichtigen.
3Ist in einer Bedarfsgemeinschaft nicht der gesamte Bedarf aus eigenen Kräften und
Mitteln gedeckt, gilt jede Person der Bedarfsgemeinschaft im Verhältnis des eigenen

für den 
Geburts-
jahrgang 

Erfolgt eine  
Anhebung  
um Monate 

Auf Vollendung 
Eines Lebensalters von 

1947 1 65 Jahren und   1 Monat 
1948 2 65 Jahren und   2 Monaten 
1949 3 65 Jahren und   3 Monaten 
1950 4 65 Jahren und   4 Monaten 
1951 5 65 Jahren und   5 Monaten 
1952 6 65 Jahren und   6 Monaten 
1953 7 65 Jahren und   7 Monaten 
1954 8 65 Jahren und   8 Monaten 
1955 9 65 Jahren und   9 Monaten 
1956 10 65 Jahren und 10 Monaten 
1957 11 65 Jahren und 11 Monaten 
1958 12 66 Jahren 
1959 14 66 Jahren und   2 Monaten 
1960 16 66 Jahren und   4 Monaten 
1961 18 66 Jahren und   6 Monaten 
1962 20 66 Jahren und   8 Monaten 
1963 22 66 Jahren und 10 Monaten 
1964 24 67 Jahren. 
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Bedarfs zum Gesamtbedarf als hilfebedürftig, dabei bleiben die Bedarfe nach § 28 außer
Betracht. 4In den Fällen des § 7 Absatz 2 Satz 3 ist Einkommen und Vermögen, soweit
es die nach Satz 3 zu berücksichtigenden Bedarfe übersteigt, im Verhältnis mehrerer
Leistungsberechtigter zueinander zu gleichen Teilen zu berücksichtigen.
(3) Absatz 2 Satz 2 findet keine Anwendung auf ein Kind, das schwanger ist oder sein
Kind bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres betreut.
(4) Hilfebedürftig ist auch derjenige, dem der sofortige Verbrauch oder die sofortige
Verwertung von zu berücksichtigendem Vermögen nicht möglich ist oder für den dies
eine besondere Härte bedeuten würde.
(5) Leben Hilfebedürftige in Haushaltsgemeinschaft mit Verwandten oder Verschwä-
gerten, so wird vermutet, dass sie von ihnen Leistungen erhalten, soweit dies nach
deren Einkommen und Vermögen erwartet werden kann.

§ 10 Zumutbarkeit
(1) Einer erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person ist jede Arbeit zumutbar, es sei
denn, dass
1. sie zu der bestimmten Arbeit körperlich, geistig oder seelisch nicht in der Lage ist,
2. die Ausübung der Arbeit die künftige Ausübung der bisherigen überwiegenden

Arbeit wesentlich erschweren würde, weil die bisherige Tätigkeit besondere kör-
perliche Anforderungen stellt,

3. die Ausübung der Arbeit die Erziehung ihres Kindes oder des Kindes ihrer Partne-
rin oder ihres Partners gefährden würde; die Erziehung eines Kindes, das das dritte
Lebensjahr vollendet hat, ist in der Regel nicht gefährdet, soweit die Betreuung in
einer Tageseinrichtung oder in Tagespflege im Sinne der Vorschriften des Achten
Buches oder auf sonstige Weise sichergestellt ist; die zuständigen kommunalen
Träger sollen darauf hinwirken, dass erwerbsfähigen Erziehenden vorrangig ein
Platz zur Tagesbetreuung des Kindes angeboten wird,

4. die Ausübung der Arbeit mit der Pflege einer oder eines Angehörigen nicht verein-
bar wäre und die Pflege nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann,

5. der Ausübung der Arbeit ein sonstiger wichtiger Grund entgegensteht.
(2) Eine Arbeit ist nicht allein deshalb unzumutbar, weil
1. sie nicht einer früheren beruflichen Tätigkeit entspricht, für die die erwerbsfähige

leistungsberechtigte Person ausgebildet ist oder die früher ausgeübt wurde,
2. sie im Hinblick auf die Ausbildung der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Per-

son als geringerwertig anzusehen ist,
3. der Beschäftigungsort vom Wohnort der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Per-

son weiter entfernt ist als ein früherer Beschäftigungs- oder Ausbildungsort,
4. die Arbeitsbedingungen ungünstiger sind als bei den bisherigen Beschäftigungen

der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person,
5. sie mit der Beendigung einer Erwerbstätigkeit verbunden ist, es sei denn, es liegen

begründete Anhaltspunkte vor, dass durch die bisherige Tätigkeit künftig die Hilfe-
bedürftigkeit beendet werden kann.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Teilnahme an Maßnahmen zur Eingliederung in
Arbeit entsprechend.
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§ 11 Zu berücksichtigendes Einkommen
(1) 1Als Einkommen zu berücksichtigen sind Einnahmen in Geld oder Geldeswert
abzüglich der nach § 11b abzusetzenden Beträge mit Ausnahme der in § 11a genannten
Einnahmen. 2Als Einkommen zu berücksichtigen sind auch Zuflüsse aus darlehens-
weise gewährten Sozialleistungen, soweit sie dem Lebensunterhalt dienen. 3Der Kinder-
zuschlag nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes ist als Einkommen dem jeweiligen
Kind zuzurechnen. 4Dies gilt auch für das Kindergeld für zur Bedarfsgemeinschaft
gehörende Kinder, soweit es bei dem jeweiligen Kind zur Sicherung des Lebensunter-
halts mit Ausnahme der Bedarfe nach § 28 benötigt wird.
(2) 1Laufende Einnahmen sind für den Monat zu berücksichtigen, in dem sie zufließen.
2Zu den laufenden Einnahmen zählen auch Einnahmen, die an einzelnen Tagen eines
Monats aufgrund von kurzzeitigen Beschäftigungsverhältnissen erzielt werden. 3Für
laufende Einnahmen, die in größeren als monatlichen Zeitabständen zufließen, gilt
Absatz 3 entsprechend.
(3) 1Einmalige Einnahmen sind in dem Monat, in dem sie zufließen, zu berücksichtigen.
2Sofern für den Monat des Zuflusses bereits Leistungen ohne Berücksichtigung der
einmaligen Einnahme erbracht worden sind, werden sie im Folgemonat berücksichtigt.
3Entfiele der Leistungsanspruch durch die Berücksichtigung in einem Monat, ist die
einmalige Einnahme auf einen Zeitraum von sechs Monaten gleichmäßig aufzuteilen
und monatlich mit einem entsprechenden Teilbetrag zu berücksichtigen.

§ 11a Nicht zu berücksichtigendes Einkommen
(1) Nicht als Einkommen zu berücksichtigen sind
1. Leistungen nach diesem Buch,
2. die Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach den Gesetzen, die

eine entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsgesetz vorsehen,
3. die Renten oder Beihilfen, die nach dem Bundesentschädigungsgesetz für Schaden

an Leben sowie an Körper oder Gesundheit erbracht werden, bis zur Höhe der
vergleichbaren Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetzes.

(2) Entschädigungen, die wegen eines Schadens, der kein Vermögensschaden ist, nach §
253 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geleistet werden, sind  nicht als Einkom-
men zu berücksichtigen.
(3) 1Leistungen, die aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften zu einem ausdrücklich
genannten Zweck erbracht werden, sind nur so weit als Einkommen zu berücksichti-
gen, als die Leistungen nach diesem Buch im Einzelfall demselben Zweck dienen.
2Abweichend von Satz 1 sind als Einkommen zu berücksichtigen
1. die Leistungen nach § 39 des Achten Buches, die für den erzieherischen Einsatz

erbracht werden,
a) für das dritte Pflegekind zu 75 Prozent,
b) für das vierte und jedes weitere Pflegekind vollständig,

2. die Leistungen nach § 23 des Achten Buches.
(4) Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege sind nicht als Einkommen zu berück-
sichtigen, soweit sie die Lage der Empfängerinnen und Empfänger nicht so günstig
beeinflussen, dass daneben Leistungen nach diesem Buch nicht gerechtfertigt wären.
(5) Zuwendungen, die ein anderer erbringt, ohne hierzu eine rechtliche oder sittliche
Pflicht zu haben, sind nicht als Einkommen zu berücksichtigen, soweit
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1. ihre Berücksichtigung für die Leistungsberechtigten grob unbillig wäre oder
2. sie die Lage der Leistungsberechtigten nicht so  günstig beeinflussen, dass daneben

Leistungen nach diesem Buch nicht gerechtfertigt wären.

§ 11b Absetzbeträge
(1) 1Vom Einkommen abzusetzen sind
1. auf das Einkommen entrichtete Steuern.
2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der Beiträge zur Arbeits-

förderung,
3. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtun-

gen, soweit diese Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und Höhe
angemessen sind; hierzu gehören Beiträge
a) zur Vorsorge für den Fall der Krankheit und der Pflegebedürftigkeit für Perso-

nen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht versicherungspflichtig
sind,

b) zur Altersvorsorge von Personen, die von der Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung befreit sind,

soweit die Beiträge nicht nach § 26 bezuschusst werden,
4. geförderte Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des Einkommensteuergesetzes, soweit

sie den Mindesteigenbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes nicht über-
schreiten,

5. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben,
6. für Erwerbstätige ferner ein Betrag nach Absatz 3,
7. Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen bis zu dem in

einem Unterhaltstitel oder in einer  notariell beurkundeten Unterhaltsvereinbarung
festgelegten Betrag,

8. bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, deren Einkommen nach dem Vierten
Abschnitt des Bundesausbildungsförderungsgesetzes oder nach § 71 oder § 108
des Dritten Buches bei der Berechnung der Leistungen der Ausbildungsförderung
für mindestens ein Kind berücksichtigt wird, der nach den Vorschriften der Aus-
bildungsförderung berücksichtigte Betrag.

2Bei der Verteilung einer einmaligen Einnahme nach § 11 Absatz 3 Satz 3 sind die auf die
einmalige Einnahme im Zuflussmonat entfallenden Beträge nach den Nummern 1, 2, 5
und 6 vorweg abzusetzen.
(2) 1Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die erwerbstätig sind, ist anstelle der
Beträge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 ein Betrag von insgesamt 100 Euro
monatlich abzusetzen. 2Beträgt das monatliche Einkommen mehr als 400 Euro, gilt
Satz 1 nicht, wenn die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte nachweist, dass die
Summe der Beträge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 den Betrag von 100 Euro
übersteigt. 3Erhält eine leistungsberechtigte Person mindestens aus einer Tätigkeit
Bezüge oder Einnahmen, die nach § 3 Nummer 12, 26, 26a oder 26b des Einkommen-
steuergesetzes steuerfrei sind, gelten die Sätze 1 und 2 mit den Maßgaben, dass jeweils
an die Stelle des Betrages von 100 Euro monatlich der Betrag von 175 Euro monatlich
und an die Stelle des Betrages von 400 Euro der Betrag von 175 Euro tritt. 4§ 11a
Absatz 3 bleibt unberührt.
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(3) 1Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die erwerbstätig sind, ist von dem mo-
natlichen Einkommen aus Erwerbstätigkeit ein weiterer Betrag abzusetzen. 2Dieser
beläuft sich
1. für den Teil des monatlichen Einkommens, das 100 Euro übersteigt und nicht mehr

als 1 000 Euro beträgt, auf 20 Prozent und
2. für den Teil des monatlichen Einkommens, das 1 000 Euro übersteigt und nicht

mehr  als 1 200 Euro beträgt, auf 10 Prozent.
3Anstelle des Betrages von 1 200 Euro tritt für erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die
entweder mit mindestens einem minderjährigen Kind in Bedarfsgemeinschaft leben
oder die mindestens ein minderjähriges Kind haben, ein Betrag von 1 500 Euro.

§ 12 Zu berücksichtigendes Vermögen
(1) Als Vermögen sind alle verwertbaren Vermögensgegenstände zu berücksichtigen.
(2) 1Vom Vermögen sind abzusetzen
1. ein Grundfreibetrag in Höhe von 150 Euro je vollendetem Lebensjahr für jede in der

Bedarfsgemeinschaft lebende volljährige Person und deren Partnerin oder Partner,
mindestens aber jeweils 3 100 Euro; der Grundfreibetrag darf für jede volljährige
Person und ihre Partnerin oder ihren Partner jeweils den nach Satz 2 maßgebenden
Höchstbetrag nicht übersteigen,

1a. ein Grundfreibetrag in Höhe von 3 100 Euro für jedes leistungsberechtigte minder-
jährige Kind,

2. Altersvorsorge in Höhe des nach Bundesrecht ausdrücklich als Altersvorsorge
geförderten Vermögens einschließlich seiner Erträge und der geförderten laufenden
Altersvorsorgebeiträge, soweit die Inhaberin oder der Inhaber das Altersvorsorge-
vermögen nicht vorzeitig verwendet,

3. geldwerte Ansprüche, die der Altersvorsorge dienen, soweit die Inhaberin oder der
Inhaber sie vor dem Eintritt in den Ruhestand aufgrund einer unwiderruflichen
vertraglichen Vereinbarung nicht verwerten kann und der Wert der geldwerten An-
sprüche 750 Euro je vollendetem Lebensjahr der erwerbsfähigen leistungs-
berechtigten Person und deren Partnerin oder Partner,  höchstens jedoch jeweils
den nach Satz 2 maßgebenden Höchstbetrag nicht übersteigt,

4. ein Freibetrag für notwendige Anschaffungen in Höhe von 750 Euro für jeden in der
Bedarfsgemeinschaft lebenden Leistungsberechtigten.

2Bei Personen, die
1. vor dem 1. Januar 1958 geboren sind, darf der Grundfreibetrag nach Satz 1 Num-

mer 1 jeweils 9 750 Euro und der Wert der geldwerten Ansprüche nach Satz 1
Nummer 3 jeweils 48 750 Euro,

2. nach dem 31. Dezember 1957 und vor dem 1. Januar 1964 geboren sind, darf der
Grundfreibetrag nach Satz 1 Nummer 1 jeweils 9 900 Euro und der Wert der
geldwerten Ansprüche nach Satz 1 Nummer 3 jeweils 49 500 Euro,

3. nach dem 31. Dezember 1963 geboren sind, darf der Grundfreibetrag nach Satz 1
Nummer 1 jeweils 10 050 Euro und der Wert der geldwerten Ansprüche nach Satz
1 Nummer 3 jeweils 50 250 Euro

nicht übersteigen.
(3) 1Als Vermögen sind nicht zu berücksichtigen
1. angemessener Hausrat,
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2. ein angemessenes Kraftfahrzeug für jede in der Bedarfsgemeinschaft lebende er-
werbsfähige Person,

3. von der Inhaberin oder dem Inhaber  als für die Altersvorsorge bestimmt bezeich-
nete Vermögensgegenstände in angemessenem Umfang, wenn die erwerbsfähige
leistungsberechtigte Person oder deren Partnerin oder Partner von der Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist,

4. ein selbst genutztes Hausgrundstück von angemessener Größe oder eine entspre-
chende Eigentumswohnung,

5. Vermögen, solange es nachweislich zur baldigen Beschaffung oder Erhaltung eines
Hausgrundstücks von angemessener Größe bestimmt ist, soweit dieses zu Wohn-
zwecken behinderter oder pflegebedürftiger Menschen dient oder dienen soll und
dieser Zweck durch den Einsatz oder die Verwertung des Vermögens gefährdet
würde,

6. Sachen und Rechte, soweit ihre Verwertung offensichtlich unwirtschaftlich ist
oder für den Betroffenen eine besondere Härte bedeuten würde.

2Für die Angemessenheit sind die Lebensumstände während des Bezugs der Leistun-
gen zur Grundsicherung für Arbeitsuchende maßgebend.

(4) 1Das Vermögen ist mit seinem Verkehrswert zu berücksichtigen. 2Für die Bewer-
tung ist der Zeitpunkt maßgebend, in dem der Antrag auf Bewilligung oder erneute
Bewilligung der Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende gestellt wird, bei
späterem Erwerb von Vermögen der Zeitpunkt des Erwerbs. 3Wesentliche Änderungen
des Verkehrswertes sind zu berücksichtigen.

§ 12a Vorrangige Leistungen
1Leistungsberechtigte sind verpflichtet, Sozialleistungen anderer Träger in Anspruch
zu nehmen und die dafür erforderlichen Anträge zu stellen, sofern dies zur Vermeidung,
Beseitigung, Verkürzung oder Verminderung der Hilfebedürftigkeit erforderlich ist.
2Abweichend von Satz 1 sind Leistungsberechtigte nicht verpflichtet,
1. bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres eine Rente wegen Alters vorzeitig in An-
spruch zu nehmen oder
2. Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz oder Kinderzuschlag nach dem Bundes-
kindergeldgesetz in Anspruch zu nehmen, wenn dadurch nicht die Hilfebedürftigkeit
aller Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft für einen zusammenhängenden Zeitraum von
mindestens drei Monaten beseitigt würde.

§ 13 Verordnungsermächtigung
 (1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates
durch Rechtsverordnung zu bestimmen,
1. welche weiteren Einnahmen nicht als Einkommen zu berücksichtigen sind und wie

das Einkommen im Einzelnen zu berechnen ist,
2. welche weiteren Vermögensgegenstände nicht als Vermögen zu berücksichtigen

sind und wie der Wert des Vermögens zu ermitteln ist,
3. welche Pauschbeträge für die von dem Einkommen abzusetzenden Beträge zu

berücksichtigen sind,
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4. welche durchschnittlichen monatlichen Beträge für einzelne Bedarfe nach § 28 für
die Prüfung der Hilfebedürftigkeit zu berücksichtigen sind und welcher Eigenanteil
des maßgebenden Regelbedarfs bei der Bemessung des Bedarfs nach § 28 Absatz 6
zugrunde zu legen ist.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, ohne Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung zu bestimmen, unter welchen Voraus-
setzungen und für welche Dauer Leistungsberechtigte nach Vollendung des 63. Lebens-
jahres ausnahmsweise zur Vermeidung von Unbilligkeiten nicht verpflichtet sind, eine
Rente wegen Alters vorzeitig in Anspruch zu nehmen.
(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates nähere Bestimmungen zum zeit- und
ortsnahen Bereich (§ 7 Absatz 4a) sowie dazu zu treffen, wie lange und unter welchen
Voraussetzungen sich erwerbsfähige Leistungsberechtigte außerhalb des zeit- und orts-
nahen Bereichs aufhalten dürfen, ohne Ansprüche auf Leistungen nach diesem Buch zu
verlieren.

Kapitel 3: Leistungen
Abschnitt 1: Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
§ 14 Grundsatz des Förderns
1Die Träger der Leistungen nach diesem Buch unterstützen erwerbsfähige Leistungs-
berechtigte umfassend mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit. 2Die Agentur für
Arbeit soll eine persönliche Ansprechpartnerin oder einen persönlichen Ansprechpartner
für jede erwerbsfähige leistungsberechtigte Person und die mit  dieser in einer Bedarfs-
gemeinschaft lebenden Personen benennen. 3Die Träger der Leistungen nach diesem
Buch erbringen unter Beachtung der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit alle im Einzelfall für die Eingliederung in Arbeit erforderlichen Leistungen.

§ 15 Eingliederungsvereinbarung
(1) 1Die Agentur für Arbeit soll im Einvernehmen mit dem kommunalen Träger mit
jeder erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person die für ihre Eingliederung erforderli-
chen Leistungen vereinbaren (Eingliederungsvereinbarung). 2Die Eingliederungs-
vereinbarung soll insbesondere bestimmen,
1. welche Leistungen die oder der Erwerbsfähige zur Eingliederung in Arbeit erhält,
2. welche Bemühungen  erwerbsfähige Leistungsberechtigte in welcher Häufigkeit

zur Eingliederung in Arbeit  mindestens unternehmen müssen und in welcher Form
diese Bemühungen nachzuweisen sind,

3. welche Leistungen Dritter, insbesondere Träger anderer Sozialleistungen, erwerbs-
fähige Leistungsberechtigte zu beantragen haben.

3Die Eingliederungsvereinbarung soll für sechs Monate geschlossen werden. 4Danach
soll eine neue Eingliederungsvereinbarung abgeschlossen werden. 5Bei jeder folgenden
Eingliederungsvereinbarung sind die bisher gewonnenen Erfahrungen zu berücksichti-
gen. 6Kommt eine Eingliederungsvereinbarung nicht zustande, sollen die Regelungen
nach Satz 2 durch Verwaltungsakt erfolgen.
(2) 1In der Eingliederungsvereinbarung kann auch vereinbart werden, welche Leistun-
gen die Personen erhalten, die mit der oder dem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten
in einer Bedarfsgemeinschaft leben. 2Diese Personen sind hierbei zu beteiligen.
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(3) Wird in der Eingliederungsvereinbarung eine Bildungsmaßnahme vereinbart, ist
auch zu regeln, in welchem Umfang und unter welchen Voraussetzungen die oder der
erwerbsfähige Leistungsberechtigte schadenersatzpflichtig ist, wenn sie oder er die
Maßnahme aus einem von ihr oder ihm zu vertretenden Grund nicht zu Ende führt.

§ 15a Sofortangebot
Erwerbsfähigen Personen, die innerhalb der letzten zwei Jahre laufende Geldleistungen,
die der Sicherung des Lebensunterhalts dienen, weder nach diesem Buch noch nach
dem Dritten Buch bezogen haben, sollen bei der Beantragung von Leistungen nach
diesem Buch unverzüglich Leistungen zur Eingliederung in Arbeit angeboten werden.

§ 16 Leistungen zur Eingliederung
(1) 1Zur Eingliederung in Arbeit erbringt die Agentur für Arbeit Leistungen nach § 35
des Dritten Buches. 2Sie kann die übrigen im Dritten Kapitel, im Ersten und Sechsten
Abschnitt des Vierten Kapitels, im Fünften Kapitel, im Ersten Abschnitt des Sechsten
Kapitels und die in den §§ 417, 421f, 421g,  421k,  421n, 421o, 421p, 421q und 421t
Absatz 4 bis 6 des Dritten Buches geregelten Leistungen erbringen. 3Für Eingliederungs-
leistungen an erwerbsfähige behinderte Leistungsberechtigte nach diesem Buch gelten
die §§ 97 bis 99, 100 Nummer 1 und 4, § 101 Absatz 1, 2 und 5, die §§ 102, 103 Satz 1
Nummer 3, Satz 2 und die §§ 109 und 111 des Dritten Buches entsprechend. 4§ 1
Absatz 2 Nummer 4, die §§ 36, 46 Absatz 3 und § 77 Absatz 3 des Dritten Buches sind
entsprechend anzuwenden.
(2) 1Soweit dieses Buch nichts Abweichendes regelt, gelten für die Leistungen nach
Absatz 1 die Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Dritten Buches mit Ausnahme der
Verordnungsermächtigung nach § 47 des Dritten Buches sowie der Anordnungs-
ermächtigungen für die Bundesagentur und mit der Maßgabe, dass an die Stelle des
Arbeitslosengeldes das Arbeitslosengeld II tritt. 2§ 45 Absatz 3 Satz 3 des Dritten
Buches gilt mit der Maßgabe, dass die Förderung aus dem Vermittlungsbudget auch die
anderen Leistungen nach dem Zweiten Buch nicht aufstocken, ersetzen oder umgehen
darf. 3Die Arbeitsgelegenheiten nach diesem Buch stehen den in § 421f Absatz 1
Nummer 1 des Dritten Buches genannten Maßnahmen der öffentlich geförderten Be-
schäftigung und den in § 421g Absatz 1 Satz 1 des Dritten Buches genannten Arbeits-
beschaffungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen gleich.
(3) Abweichend von § 45 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches können Leistungen auch für
die Anbahnung und Aufnahme einer schulischen Berufsausbildung erbracht werden.
(4) 1Die Agentur für Arbeit als Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende kann die
Ausbildungsvermittlung durch die für die Arbeitsförderung zuständigen Stellen der
Bundesagentur wahrnehmen lassen. 2Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates das Nä-
here über die Höhe, Möglichkeiten der Pauschalierung und den Zeitpunkt der Fälligkeit
der Erstattung von Aufwendungen bei der Ausführung des Auftrags nach Satz 1 festzu-
legen.
(5) Die Entscheidung über Leistungen und Maßnahmen nach §§ 45, 46 des Dritten
Buches trifft der nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder der nach § 6b Absatz 1
zuständige Träger.



SGB II

45

2

§ 16a Kommunale Eingliederungsleistungen
Zur Verwirklichung einer ganzheitlichen und umfassenden Betreuung und Unterstüt-
zung bei der Eingliederung in Arbeit können die folgenden Leistungen, die für die
Eingliederung der oder des erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in das Erwerbsleben
erforderlich sind, erbracht werden:
1. die Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder oder die häusliche Pflege von

Angehörigen,
2. die Schuldnerberatung,
3. die psychosoziale Betreuung,
4. die Suchtberatung.

§ 16b Einstiegsgeld
(1) 1Zur Überwindung von Hilfebedürftigkeit kann erwerbsfähigen Leistungs-
berechtigten, die arbeitslos sind, bei Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen
oder selbständigen Erwerbstätigkeit ein Einstiegsgeld erbracht werden, wenn dies zur
Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt erforderlich ist. 2Das Einstiegsgeld kann
auch erbracht werden, wenn die Hilfebedürftigkeit durch oder nach Aufnahme der
Erwerbstätigkeit entfällt.
(2) 1Das Einstiegsgeld wird, soweit für diesen Zeitraum eine Erwerbstätigkeit besteht,
für höchstens 24 Monate erbracht. 2Bei der Bemessung der Höhe des Einstiegsgeldes
sollen die vorherige Dauer der Arbeitslosigkeit sowie die Größe der Bedarfsgemeinschaft
berücksichtigt werden, in der die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte lebt.
(3) 1Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, wie das Einstiegsgeld zu bemessen ist. 2Bei
der Bemessung ist neben der Berücksichtigung der in Absatz 2 Satz 2 genannten
Kriterien auch ein Bezug zu dem für die oder den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten
jeweils maßgebenden Regelbedarf herzustellen.

§ 16c Leistungen zur Eingliederung von Selbständigen
(1) 1Leistungen zur Eingliederung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die eine
selbständige, hauptberufliche Tätigkeit aufnehmen oder ausüben, können nur gewährt
werden, wenn zu erwarten ist, dass die selbständige Tätigkeit wirtschaftlich tragfähig
ist und die Hilfebedürftigkeit durch die selbständige Tätigkeit innerhalb eines angemes-
senen Zeitraums dauerhaft überwunden oder verringert wird. 2Zur Beurteilung der
Tragfähigkeit der selbständigen Tätigkeit soll die Agentur für Arbeit die Stellungnahme
einer fachkundigen Stelle verlangen.
(2) 1Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die eine selbständige, hauptberufliche Tätig-
keit aufnehmen oder ausüben, können Darlehen und Zuschüsse für die Beschaffung
von Sachgütern erhalten, die für die Ausübung der selbständigen Tätigkeit notwendig
und angemessen sind. 2Zuschüsse dürfen einen Betrag von 5 000 Euro nicht überstei-
gen

§ 16d Arbeitsgelegenheiten
1Für erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die keine Arbeit finden können, sollen Arbeits-
gelegenheiten geschaffen werden. 2Werden Gelegenheiten für im öffentlichen Interesse
liegende, zusätzliche Arbeiten gefördert, ist den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten
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zuzüglich zum Arbeitslosengeld II eine angemessene Entschädigung für Mehrauf-
wendungen zu zahlen; diese Arbeiten begründen kein Arbeitsverhältnis im Sinne des
Arbeitsrechts; die Vorschriften über den Arbeitsschutz und das Bundesurlaubsgesetz
mit Ausnahme der Regelungen über das Urlaubsentgelt sind entsprechend anzuwen-
den; für Schäden bei der Ausübung ihrer Tätigkeit haften erwerbsfähige Leistungs-
berechtigte nur wie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

§ 16e Leistungen zur Beschäftigungsförderung
(1) 1Arbeitgeber können zur Eingliederung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten
mit Vermittlungshemmnissen in Arbeit einen Beschäftigungszuschuss als Ausgleich
der zu erwartenden Minderleistungen des Arbeitnehmers und einen Zuschuss zu sons-
tigen Kosten erhalten. 2Voraussetzung ist, dass
1. die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte das 18. Lebensjahr vollendet hat,

langzeitarbeitslos im Sinne des § 18 des Dritten Buches ist und in ihren oder seinen
Erwerbsmöglichkeiten durch mindestens zwei weitere in ihrer oder seiner Person
liegende Vermittlungshemmnisse besonders schwer beeinträchtigt ist,

2. die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte auf der Grundlage einer Ein-
gliederungsvereinbarung für einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten be-
treut wurde und Eingliederungsleistungen unter Einbeziehung der übrigen Leistun-
gen nach diesem Buch erhalten hat,

3. eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt voraussichtlich innerhalb
der nächsten 24 Monate ohne die Förderung nach Satz 1 nicht möglich ist und

4. zwischen dem Arbeitgeber und der oder dem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten
ein Arbeitsverhältnis mit in der Regel voller Arbeitszeit unter Vereinbarung des
tariflichen Arbeitsentgelts oder, wenn eine tarifliche Regelung keine Anwendung
findet, des für vergleichbare Tätigkeiten ortsüblichen Arbeitsentgelts begründet
wird. Die vereinbarte Arbeitszeit darf die Hälfte der vollen Arbeitszeit nicht unter-
schreiten.

(2) 1Die Höhe des Beschäftigungszuschusses richtet sich nach der Leistungsfähigkeit
der oder des erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und kann bis zu 75 Prozent des
berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts betragen. 2Berücksichtigungsfähig sind
1. das zu zahlende tarifliche Arbeitsentgelt oder, wenn eine tarifliche Regelung keine

Anwendung findet, das für vergleichbare Tätigkeiten ortsübliche zu zahlende
Arbeitsentgelt und

2. der pauschalierte Anteil des Arbeitgebers am Gesamtsozialversicherungsbeitrag
abzüglich des Beitrags zur Arbeitsförderung.

3Wird dem Arbeitgeber aufgrund eines Ausgleichssystems Arbeitsentgelt erstattet, ist
für den Zeitraum der Erstattung der Beschäftigungszuschuss entsprechend zu min-
dern.
(3) Ein Zuschuss zu sonstigen Kosten kann erbracht werden
1. für Kosten für eine begleitende Qualifizierung in pauschalierter Form bis zu einer

Höhe von 200 Euro monatlich sowie
2. in besonders begründeten Einzelfällen einmalig für weitere notwendige Kosten des

Arbeitgebers für besonderen Aufwand beim Aufbau von Beschäftigungs-
möglichkeiten. Die Übernahme von Investitionskosten ist ausgeschlossen.
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(4) Die Förderdauer beträgt
1. für den Beschäftigungszuschuss bis zu 24 Monate. Der Beschäftigungszuschuss

soll anschließend ohne zeitliche Unterbrechung unbefristet erbracht werden, wenn
eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ohne die Förderung nach
Absatz 1 Satz 1 voraussichtlich innerhalb der nächsten 24 Monate nicht möglich
ist,

2. für die sonstigen Kosten nach Absatz 3 Nummer 1 bis zu zwölf Monate je
Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer.

(5) Bei einer Fortführung der Förderung nach Absatz 4 Nummer 1 Satz 2 kann der
Beschäftigungszuschuss gegenüber der bisherigen Förderhöhe um bis zu 10 Prozent-
punkte vermindert werden, soweit die Leistungsfähigkeit der oder des erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten zugenommen hat und sich die Vermittlungshemmnisse verrin-
gert haben.
(6) Werden erwerbsfähige Leistungsberechtigte für die Dauer der Erbringung des
Beschäftigungszuschusses eingestellt, liegt ein sachlicher Grund vor, der die Befris-
tung des Arbeitsverhältnisses rechtfertigt.
(7) 1Die Förderung ist aufzuheben, wenn feststeht, dass die Arbeitnehmerin oder der
Arbeitnehmer in eine konkrete zumutbare Arbeit ohne eine Förderung nach Absatz 1
Satz 1 vermittelt werden kann. 2Die Förderung ist auch aufzuheben, wenn nach jeweils
zwölf Monaten der Förderdauer feststeht, dass die Arbeitnehmerin oder der Arbeit-
nehmer eine zumutbare Arbeit ohne eine Förderung nach Absatz 1 Satz 1 aufnehmen
kann. 3Eine Förderung ist nur für die Dauer des Bestehens des Arbeitsverhältnisses
möglich.
(8) Das Arbeitsverhältnis kann ohne Einhaltung einer Frist gekündigt werden
1. von der Arbeitnehmerin oder vom Arbeitnehmer, wenn sie oder er eine Erwerbs-

tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufnehmen kann,
2. vom Arbeitgeber zu dem Zeitpunkt, zu dem die Förderung nach Absatz 7 Satz 1

oder 2 aufgehoben wird.
(9) Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber
1. die Beendigung eines anderen Beschäftigungsverhältnisses veranlasst hat, um ei-

nen Beschäftigungszuschuss zu erhalten oder
2. eine bisher für das Beschäftigungsverhältnis erbrachte Förderung ohne besonderen

Grund nicht mehr in Anspruch nimmt.
(10) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales untersucht die Auswirkungen auf
die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten mit besonderen Vermittlungshemmnissen,
den Arbeitsmarkt und die öffentlichen Haushalte in den Jahren 2008 bis 2010 und
berichtet dem Deutschen Bundestag hierüber bis zum 31. Dezember 2011.

§ 16f Freie Förderung
(1) 1Die Agentur für Arbeit kann bis zu 10 Prozent der nach § 46 Absatz 2 auf sie
entfallenden Eingliederungsmittel für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit einsetzen,
um die Möglichkeiten der gesetzlich geregelten Eingliederungsleistungen durch freie
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit zu erweitern. 2Die freien Leistungen müssen
den Zielen und Grundsätzen dieses Buches entsprechen.
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(2) 1Die Ziele der Maßnahmen sind vor Förderbeginn zu beschreiben. 2Eine Kombina-
tion oder Modularisierung von Maßnahmeinhalten ist zulässig. 3Die Maßnahmen dür-
fen gesetzliche Leistungen nicht umgehen oder aufstocken. 4Ausgenommen hiervon
sind Maßnahmen für Langzeitarbeitslose, bei denen in angemessener Zeit von in der
Regel sechs Monaten nicht mit Aussicht auf Erfolg auf einzelne Gesetzesgrundlagen
dieses Buches oder des Dritten Buches zurückgegriffen werden kann. 5In Fällen des
Satzes 4 ist ein Abweichen von den Voraussetzungen und der Förderhöhe gesetzlich
geregelter Maßnahmen zulässig. 6Bei Leistungen an Arbeitgeber ist darauf zu achten,
Wettbewerbsverfälschungen zu vermeiden. 7Projektförderungen im Sinne von Zuwen-
dungen sind nach Maßgabe der §§ 23 und 44 der Bundeshaushaltsordnung zulässig.
8Bei längerfristig angelegten Maßnahmen ist der Erfolg regelmäßig zu überprüfen und
zu dokumentieren.

§ 16g Förderung bei Wegfall der Hilfebedürftigkeit
(1) 1Entfällt die Hilfebedürftigkeit der oder des Erwerbsfähigen während einer Maß-
nahme zur Eingliederung, kann sie weiter gefördert werden, wenn dies wirtschaftlich
erscheint und die oder der Erwerbsfähige die Maßnahme voraussichtlich erfolgreich
abschließen wird. 2Die Förderung soll als Darlehen erbracht werden.
(2) 1Für die Dauer einer Förderung des Arbeitgebers oder eines Trägers durch eine
Geldleistung nach § 16 Absatz 1, § 16d Satz 1 oder § 16e können auch Leistungen nach
dem Dritten Kapitel und § 46 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des Dritten Buches oder nach
§ 16a Nummer 1 bis 4 und § 16b erbracht werden, wenn die Hilfebedürftigkeit der oder
des Erwerbsfähigen aufgrund des zu berücksichtigenden Einkommens entfallen ist.
2Während der Förderdauer nach Satz 1 gilt § 15 entsprechend.

§ 17 Einrichtungen und Dienste für Leistungen zur Eingliederung
(1) 1Zur Erbringung von Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sollen die zuständigen
Träger der Leistungen nach diesem Buch  eigene Einrichtungen und Dienste nicht neu
schaffen, soweit geeignete Einrichtungen und Dienste Dritter vorhanden sind, ausge-
baut oder in Kürze geschaffen werden können. 2Die zuständigen Träger der Leistungen
nach diesem Buch sollen Träger der freien Wohlfahrtspflege in ihrer Tätigkeit auf dem
Gebiet der Grundsicherung für Arbeitsuchende angemessen unterstützen.
(2) 1Wird die Leistung von einem Dritten erbracht und sind im Dritten Buch keine
Anforderungen geregelt, denen die Leistung entsprechen muss, sind die Träger der
Leistungen nach diesem Buch zur Vergütung für die Leistung nur verpflichtet, wenn
mit dem Dritten oder seinem Verband eine Vereinbarung insbesondere über
1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen,
2. die Vergütung, die sich aus Pauschalen und Beträgen für einzelne Leistungsbereiche

zusammensetzen kann, und
3. die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen
besteht. 2Die Vereinbarungen müssen den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Spar-
samkeit und Leistungsfähigkeit entsprechen.

§ 18 Örtliche Zusammenarbeit
(1) 1Die Agenturen für Arbeit arbeiten bei der Erbringung von Leistungen zur
Eingliederung in Arbeit unter Berücksichtigung ihrer Aufgaben nach dem Dritten
Buch mit den Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes, insbesondere den Gemeinden,
den Kreisen und Bezirken, den Trägern der freien Wohlfahrtspflege, den Vertretern der
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Arbeitgeber sowie der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie den Kammern und
berufsständischen Organisationen zusammen, um die gleichmäßige oder gemeinsame
Durchführung von Maßnahmen zu beraten oder zu sichern und Leistungsmissbrauch
zu verhindern oder aufzudecken. 2Die örtlichen Träger der Sozialhilfe sind verpflich-
tet, mit den Agenturen für Arbeit zusammenzuarbeiten.
(1a) Absatz 1 gilt für die kommunalen Träger und die zugelassenen kommunalen Träger
entsprechend.
(2) Die Leistungen nach diesem Buch sind in das regionale Arbeitsmarktmonitoring der
Agenturen für Arbeit nach § 9 Absatz 2 des Dritten Buches einzubeziehen.
(3) 1Die Agenturen für Arbeit sollen mit Gemeinden, Kreisen und Bezirken auf deren
Verlangen Vereinbarungen über das Erbringen von Leistungen zur Eingliederung nach
diesem Gesetz mit Ausnahme der Leistungen nach § 16 Absatz 1 schließen, wenn sie
den durch eine Rechtsverordnung festgelegten Mindestanforderungen entsprechen.
2Satz 1 gilt nicht für die zugelassenen kommunalen Träger.
(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, ohne Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung zu bestimmen, welchen Anforderun-
gen eine Vereinbarung nach Absatz 3 mindestens genügen muss.

§ 18a Zusammenarbeit mit den für die Arbeitsförderung zuständigen Stel-
len
1Beziehen erwerbsfähige Leistungsberechtigte auch Leistungen der Arbeitsförderung,
so sind die Agenturen für Arbeit, die zugelassenen kommunalen Träger und die gemein-
samen Einrichtungen verpflichtet, bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem
Buch mit den für die Arbeitsförderung zuständigen Dienststellen der Bundesagentur
für Arbeit eng zusammenzuarbeiten. 2Sie unterrichten diese unverzüglich über die
ihnen insoweit bekannten, für die Wahrnehmung der Aufgaben der Arbeitsförderung
erforderlichen Tatsachen, insbesondere über
1. die für erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die auch Leistungen der Arbeits-

förderung beziehen, vorgesehenen und erbrachten Leistungen zur Eingliederung in
Arbeit,

2. den Wegfall der Hilfebedürftigkeit bei diesen Personen.

§ 18b Kooperationsausschuss
(1) 1Die zuständige oberste Landesbehörde und das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales bilden einen Kooperationsausschuss. 2Der Kooperationsausschuss koordi-
niert die Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitsuchende auf Landesebene. 3Im
Kooperationsausschuss vereinbaren das Land und der Bund jährlich die Ziele und
Schwerpunkte der Arbeitsmarkt- und Integrationspolitik in der Grundsicherung für
Arbeitsuchende auf Landesebene. 4§ 48b bleibt unberührt. 5Die Verfahren zum Ab-
schluss der Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern werden mit den Verfahren
zum Abschluss der Zielvereinbarungen zwischen dem Bundesministerium für Arbeit
und Soziales und der Bundesagentur sowie deren Konkretisierung in den Ziel-
vereinbarungen der Bundesagentur und den gemeinsamen Einrichtungen abgestimmt.
6Der Kooperationsausschuss kann sich über die Angelegenheiten der gemeinsamen
Einrichtungen unterrichten lassen. 7Der Kooperationsausschuss entscheidet darüber
hinaus bei einer Meinungsverschiedenheit über die Weisungszuständigkeit im Verfah-
ren nach § 44e, berät die Trägerversammlung bei der Bestellung und Abberufung eines
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Geschäftsführers nach § 44c Absatz 2 Nummer 1 und gibt in den Fällen einer Weisung
in grundsätzlichen Angelegenheiten nach § 44b Absatz 3 Satz 4 eine Empfehlung ab.
(2) 1Der Kooperationsausschuss besteht aus sechs Mitgliedern, von denen drei Mit-
glieder von der zuständigen obersten Landesbehörde und drei Mitglieder vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales entsandt werden. 2Die Mitglieder des Kooperations-
ausschusses können sich vertreten lassen. 3An den Sitzungen soll in der Regel jeweils
mindestens eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter der zuständigen obersten Landes-
behörde und des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales teilnehmen.
(3) 1Die Mitglieder wählen eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden.  2Kann im
Kooperationsausschuss keine Einigung über die Person der oder des Vorsitzenden
erzielt werden, wird die oder der Vorsitzende von den Vertreterinnen und Vertretern
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales oder den Vertreterinnen und Vertre-
tern der zuständigen obersten Landesbehörde abwechselnd jeweils für zwei Jahre
bestimmt; die erstmalige Bestimmung erfolgt durch die Vertreterinnen und Vertreter
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales. 3Der Kooperationsausschuss gibt
sich eine Geschäftsordnung.

§ 18c Bund-Länder-Ausschuss
(1) 1Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ein Ausschuss für die
Grundsicherung für Arbeitsuchende gebildet. 2Er beobachtet und berät die zentralen
Fragen der Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitsuchende und Fragen der Auf-
sicht nach den §§ 47 und 48, Fragen des Kennzahlenvergleichs nach § 48a Absatz 2
sowie Fragen der zu erhebenden Daten nach § 51b Absatz 1 Satz 2 und erörtert die
Zielvereinbarungen nach § 48b Absatz 1.
(2) 1Bei der Beobachtung und Beratung zentraler Fragen der Umsetzung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende sowie Fragen des Kennzahlenvergleichs nach § 48a Ab-
satz 2 und Fragen der zu erhebenden Daten nach § 51b Absatz 1 Satz 2 ist der
Ausschuss besetzt mit Vertreterinnen und Vertretern der Bundesregierung, der Länder,
der kommunalen Spitzenverbände und der Bundesagentur. 2Der Ausschuss kann sich
von den Trägern berichten lassen.
(3) 1Bei der Beratung von Fragen der Aufsicht nach den §§ 47 und 48 ist der Ausschuss
besetzt mit Vertreterinnen und Vertretern der Bundesregierung und der Aufsichts-
behörden der Länder. 2Bund und Länder können dazu einvernehmlich Vertreterinnen
und Vertreter der kommunalen Spitzenverbände und der Bundesagentur einladen, so-
fern dies sachdienlich ist.

§ 18d Örtlicher Beirat
1Bei jeder gemeinsamen Einrichtung nach § 44b wird ein Beirat gebildet. 2Der Beirat
berät die Einrichtung bei der Auswahl und Gestaltung der Eingliederungsinstrumente
und -maßnahmen. 3Die Trägerversammlung beruft die Mitglieder des Beirats auf Vor-
schlag der Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes, insbesondere den Trägern der
freien Wohlfahrtspflege, den Vertreterinnen und Vertretern der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer sowie den Kammern und berufsständischen Organisationen. 4Vertreterinnen
und Vertreter von Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes, die Eingliederungsleistungen
nach diesem Buch anbieten, dürfen nicht Mitglied des Beirats sein. 5Der Beirat gibt
sich eine Geschäftsordnung. 6Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die zugelasse-
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nen kommunalen Träger mit der Maßgabe, dass die Berufung der Mitglieder des Bei-
rats durch den zugelassenen kommunalen Träger erfolgt.

§ 18e Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt
(1) 1Die Trägerversammlungen bei den gemeinsamen Einrichtungen bestellen Beauf-
tragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt aus dem Kreis der Beamtinnen und
Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, denen in den gemeinsamen Einrich-
tungen Tätigkeiten zugewiesen worden sind. 2Sie sind unmittelbar der jeweiligen
Geschäftsführerin oder dem jeweiligen Geschäftsführer zugeordnet.
(2) 1Die Beauftragten unterstützen und beraten die gemeinsamen Einrichtungen in
Fragen der Gleichstellung von Frauen und Männern in der Grundsicherung für Arbeit-
suchende, der Frauenförderung sowie der Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei
beiden Geschlechtern. 2Hierzu zählen insbesondere Fragen der Beratung, der Einglie-
derung in Arbeit und Ausbildung sowie des beruflichen Wiedereinstiegs von Frauen
und Männern nach einer Familienphase.
(3) 1Die Beauftragten sind bei der Erarbeitung des örtlichen Arbeitsmarkt- und
Integrationsprogramms der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie bei der
geschlechter- und familiengerechten fachlichen Aufgabenerledigung der gemeinsamen
Einrichtung zu beteiligen. 2Sie haben ein Informations-, Beratungs- und Vorschlags-
recht in Fragen, die Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen und Männern
haben.
(4) 1Die Beauftragten unterstützen und beraten erwerbsfähige Leistungsberechtigte
und die mit diesen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen, Arbeitgeber sowie
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen in übergeordneten Fragen der Gleich-
stellung von Frauen und Männern in der Grundsicherung für Arbeitsuchende, der
Frauenförderung sowie der Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei beiden Geschlech-
tern. 2Zur Sicherung der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern am
Arbeitsmarkt arbeiten die Beauftragten mit den in Fragen der Gleichstellung im Er-
werbsleben tätigen Stellen im Zuständigkeitsbereich der gemeinsamen Einrichtung zu-
sammen.
(5) Die gemeinsamen Einrichtungen werden in den Sitzungen kommunaler Gremien zu
Themen, die den Aufgabenbereich der Beauftragten betreffen, von den Beauftragten
vertreten.
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die zugelassenen kommunalen Träger.

Abschnitt 2: Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
Unterabschnitt 1: Leistungsanspruch
§ 19 Arbeitslosengeld II, Sozialgeld und Leistungen für Bildung und Teilha-
be
(1) 1Erwerbsfähige Leistungsberechtigte erhalten Arbeitslosengeld II. 2Nicht-
erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in
einer Bedarfsgemeinschaft leben, erhalten Sozialgeld, soweit sie keinen Anspruch auf
Leistungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches haben. 3Die Leistungen
umfassen den Regelbedarf, Mehrbedarfe und den Bedarf für Unterkunft und Heizung.
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(2) 1Leistungsberechtigte haben unter den Voraussetzungen des § 28 Anspruch auf
Leistungen für Bildung und Teilhabe, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen nach
dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches haben. 2Soweit für Kinder Leistungen zur
Deckung von Bedarfen für Bildung und Teilhabe nach § 6b des Bundeskindergeld-
gesetzes gewährt werden, haben sie keinen Anspruch auf entsprechende Leistungen
zur Deckung von Bedarfen nach § 28.
(3) 1Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts werden in Höhe der Bedarfe
nach den Absätzen 1 und 2 erbracht, soweit diese nicht durch das zu berücksichtigende
Einkommen und Vermögen gedeckt sind. 2Zu berücksichtigendes Einkommen und Ver-
mögen deckt zunächst die Bedarfe nach den §§ 20, 21 und 23, darüber hinaus die
Bedarfe nach § 22. 3Sind nur noch Leistungen für Bildung und Teilhabe zu leisten, deckt
weiteres zu berücksichtigendes Einkommen und Vermögen die Bedarfe in der Reihen-
folge der Absätze 2 bis 7 nach § 28.

Unterabschnitt 2: Arbeitslosengeld II und Sozialgeld

§ 20 Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts
(1) 1Der Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst insbesondere Ernäh-
rung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf die Heizung und
Erzeugung von Warmwasser entfallenden Anteile sowie persönliche Bedürfnisse des
täglichen Lebens. 2Zu den persönlichen Bedürfnissen des täglichen Lebens gehört in
vertretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemein-
schaft. 3Der Regelbedarf wird als monatlicher Pauschalbetrag berücksichtigt. 4Über die
Verwendung der zur Deckung des Regelbedarfs erbrachten Leistungen entscheiden die
Leistungsberechtigten eigenverantwortlich; dabei haben sie das Eintreten unregelmäßig
anfallender Bedarfe zu berücksichtigen.
(2) 1Als Regelbedarf werden bei Personen, die alleinstehend oder alleinerziehend sind
oder deren Partnerin oder Partner minderjährig ist, monatlich 364 Euro anerkannt. 2Für
sonstige erwerbsfähige Angehörige der Bedarfsgemeinschaft werden als Regelbedarf
anerkannt
1. monatlich 275 Euro, sofern sie das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
2. monatlich 291 Euro in den übrigen Fällen.
(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 ist bei Personen, die das 25. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben und ohne Zusicherung des zuständigen kommunalen Trägers
nach § 22 Absatz 5 umziehen, bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres der in Absatz 2
Satz 2 Nummer 2 genannte Betrag als Regelbedarf anzuerkennen.
(4) Haben zwei Partner der Bedarfsgemeinschaft das 18. Lebensjahr vollendet, ist als
Regelbedarf für jede dieser Personen ein Betrag in Höhe von monatlich 328 Euro
anzuerkennen.
(5) 1Die Regelbedarfe nach den Absätzen 2 bis 4 sowie nach § 23 Nummer 1 werden
jeweils zum 1. Januar eines Jahres entsprechend § 28a des Zwölften Buches in Verbin-
dung mit der Verordnung nach § 40 Satz 1 Nummer 1 des Zwölften Buches angepasst.
2Für die Neuermittlung der Regelbedarfe findet § 28 des Zwölften Buches in Verbin-
dung mit dem Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz entsprechende Anwendung. 3Das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales gibt jeweils spätestens zum 1. November eines
Kalenderjahres die Höhe der Regelbedarfe, die für die folgenden zwölf Monate maßge-
bend sind, im Bundesgesetzblatt bekannt.
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§ 21 Mehrbedarfe
(1) Mehrbedarfe umfassen Bedarfe nach den Absätzen 2 bis 6, die nicht durch den
Regelbedarf abgedeckt sind.
(2) Bei werdenden Müttern wird nach der zwölften Schwangerschaftswoche ein Mehr-
bedarf von 17 Prozent des nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs anerkannt.
(3) Bei Personen, die mit einem oder mehreren minderjährigen Kindern zusammenle-
ben und allein für deren Pflege und Erziehung sorgen, ist ein Mehrbedarf anzuerkennen
1. in Höhe von 36 Prozent des nach § 20 Absatz 2 maßgebenden Bedarfs, wenn sie

mit einem Kind unter sieben Jahren oder mit zwei oder drei Kindern unter 16
Jahren zusammenleben, oder

2. in Höhe von 12 Prozent des nach § 20 Absatz 2 maßgebenden Bedarfs für jedes
Kind, wenn sich dadurch ein höherer Prozentsatz als nach der Nummer 1 ergibt,
höchstens jedoch in Höhe von 60 Prozent des nach § 20 Absatz 2 maßgebenden
Regelbedarfs.

(4) 1Bei erwerbsfähigen behinderten Leistungsberechtigten, denen Leistungen zur Teil-
habe am Arbeitsleben nach § 33 des Neunten Buches sowie sonstige Hilfen zur Erlangung
eines geeigneten Platzes im Arbeitsleben oder Eingliederungshilfen nach § 54 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Zwölften Buches erbracht werden, wird ein Mehrbedarf
von 35 Prozent des nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs anerkannt. 2Satz 1 kann auch
nach Beendigung der dort genannten Maßnahmen während einer angemessenen Über-
gangszeit, vor allem einer Einarbeitungszeit, angewendet werden.
(5) Bei Leistungsberechtigten, die aus medizinischen Gründen einer kostenaufwändigen
Ernährung bedürfen, wird ein Mehrbedarf in angemessener Höhe anerkannt.
(6) 1Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit im Einzelfall ein
unabweisbarer, laufender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf besteht. 2Der Mehr-
bedarf ist unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch die Zuwendungen Dritter
sowie unter Berücksichtigung von Einsparmöglichkeiten der Leistungsberechtigten
gedeckt ist und seiner Höhe nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf ab-
weicht.
(7) 1Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit Warmwasser
durch in der Unterkunft installierte Vorrichtungen erzeugt wird (dezentrale Warm-
wassererzeugung) und deshalb keine Bedarfe für zentral bereitgestelltes Warmwasser
nach § 22 anerkannt werden. 2Der Mehrbedarf beträgt für jede im Haushalt lebende
leistungsberechtigte Person jeweils
1. 2,3 Prozent des für sie geltenden Regelbedarfs nach § 20 Absatz 2 Satz 1 oder Satz

2 Nummer 2, Absatz 3 oder 4,
2. 1,4 Prozent des für sie geltenden Regelbedarfs nach § 20 Absatz 2 Satz 2 Nummer

1 oder § 23 Nummer 1 bei Leistungsberechtigten im 15. Lebensjahr,
3. 1,2 Prozent des Regelbedarfs nach § 23 Nummer 1 bei Leistungsberechtigten vom

Beginn des siebten bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres oder
4. 0,8 Prozent des Regelbedarfs nach § 23 Nummer 1 bei Leistungsberechtigten bis

zur Vollendung des sechsten Lebensjahres,
soweit nicht im Einzelfall ein abweichender Bedarf besteht oder ein Teil des angemes-
senen Warmwasserbedarfs nach § 22 Absatz 1 anerkannt wird.
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(8) Die Summe des insgesamt anerkannten Mehrbedarfs nach den Absätzen 2 bis 5 darf
die Höhe des für erwerbsfähige Leistungsberechtigte maßgebenden Regelbedarfs nicht
übersteigen.

§ 22 Bedarfe für Unterkunft und Heizung
(1) 1Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden in Höhe der tatsächlichen Aufwen-
dungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. 2Erhöhen sich nach einem nicht
erforderlichen Umzug die angemessenen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung,
wird nur der bisherige Bedarf anerkannt. 3Soweit die Aufwendungen für die Unterkunft
und Heizung den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang übersteigen,
sind sie als Bedarf so lange anzuerkennen, wie es der oder dem alleinstehenden Leistungs-
berechtigten oder der Bedarfsgemeinschaft nicht möglich oder nicht zuzumuten ist,
durch einen Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwen-
dungen zu senken, in der Regel jedoch längstens für sechs Monate. 4Eine Absenkung
der nach Satz 1 unangemessenen Aufwendungen muss nicht gefordert werden, wenn
diese unter Berücksichtigung der bei einem Wohnungswechsel zu erbringenden Leis-
tungen unwirtschaftlich wäre.
(2) 1Als Bedarf für die Unterkunft werden auch unabweisbare Aufwendungen für
Instandhaltung und Reparatur bei selbst bewohntem Wohneigentum im Sinne des § 12
Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 anerkannt, soweit diese unter Berücksichtigung der im
laufenden sowie den darauffolgenden elf Kalendermonaten anfallenden Aufwendungen
insgesamt angemessen sind. 2Übersteigen unabweisbare Aufwendungen für Instand-
haltung und Reparatur den Bedarf für die Unterkunft nach Satz 1, kann der kommunale
Träger zur Deckung dieses Teils der Aufwendungen ein Darlehen erbringen, das ding-
lich gesichert werden soll.
(3) Rückzahlungen und Guthaben, die dem Bedarf für Unterkunft und Heizung zuzu-
ordnen sind, mindern die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach dem Monat
der Rückzahlung oder der Gutschrift; Rückzahlungen, die sich auf die Kosten für
Haushaltsenergie beziehen, bleiben außer Betracht.
(4) 1Vor Abschluss eines Vertrages über eine neue Unterkunft soll die erwerbsfähige
leistungsberechtigte Person die Zusicherung des für die Leistungserbringung bisher
örtlich zuständigen kommunalen Trägers zur Berücksichtigung der Aufwendungen für
die neue Unterkunft einholen. 2Der kommunale Träger ist zur Zusicherung verpflich-
tet, wenn der Umzug erforderlich ist und die Aufwendungen für die neue Unterkunft
angemessen sind; der für den Ort der neuen Unterkunft örtlich zuständige kommunale
Träger ist zu beteiligen.
(5) 1Sofern Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, umziehen,
werden Bedarfe für Unterkunft und Heizung für die Zeit nach einem Umzug bis zur
Vollendung des 25. Lebensjahres nur anerkannt, wenn der kommunale Träger dies vor
Abschluss des Vertrages über die Unterkunft zugesichert hat. 2Der kommunale Träger
ist zur Zusicherung verpflichtet, wenn
1. die oder der Betroffene aus schwerwiegenden sozialen Gründen nicht auf die Woh-

nung der Eltern oder eines Elternteils verwiesen werden kann,
2. der Bezug der Unterkunft zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt erforderlich ist

oder
3. ein sonstiger, ähnlich schwerwiegender Grund vorliegt.


